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Botschaft
zum Ubereinkommen (Nr. 122) der Internationalen
Arbeitsorganisation tGber die Beschéaftigungspolitik, 1964

und

Berichte

Uber die Empfehlung (Nr. 200) der Internationalen Arbeitsorganisation
betreffend HIV und AIDS und die Welt der Arbeit sowie

Uber die Erklarung der Internationalen Arbeitsorganisation

Uber soziale Gerechtigkeit fiir eine faire Globalisierung (2008)

vom ...

Sehr geehrter Herr Nationalratsprasident
Sehr geehrter Herr Standeratsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Botschaft unterbreiten wir lhnen, m_it dem Antrag auf Zustimmung, den
Entwurf eines Bundesbeschlusses Uber das Ubereinkommen Nr. 122 der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation Uber die Beschaftigungspolitik.

Wir unterbreiten Ihnen ebenfalls, zur Kenntnisnahme, den Bericht tiber die Empfeh-
lung Nr. 200 betreffend HIV und AIDS und die Welt der Arbeit, die von der Interna-
tionalen Arbeitskonferenz an ihrer 99. Tagung (Juni 2010) angenommen wurde,
sowie den Bericht (iber die Erklarung der Internationalen Arbeitsorganisation tber
soziale Gerechtigkeit fiir eine faire Globalisierung, die von der Internationalen
Arbeitskonferenz an ihrer 97. Tagung (Juni 2008) angenommen wurde.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Nationalratsprasident, sehr geehrter Herr
Standeratsprasident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hoch-
achtung.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Eveline Widmer-Schlumpf
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova
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Ubersicht

Die Forderung von Beschaftigung ist fester Bestandteil des Verfassungsauftrags der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) und ist eines der wesentlichen Mittel zur
Erreichung des Millenniumsziels der Bekampfung der Armut.

Die Internationale Arbeitskonferenz hat das Ubereinkommen Nr. 122 iiber die
Beschéftigungspolitik und die ergdnzende Empfehlung an ihrer 48. Tagung im Jahr
1964 angenommen.

Ziel dieses Ubereinkommens ist es, jedem Menschen das Recht auf freie Berufswahl,
auf angemessene und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Ar-
beitslosigkeit einzuraumen. Zu diesem Zweck verpflichten sich die Staaten, die das
Ubereinkommen Nr. 122 ratifizieren, eine auf Vollbeschaftigung ausgerichtete
Politik zu verfolgen, die die volle, produktive und frei gewahlte Beschaftigung aktiv
fordert und dabei die wirtschaftlichen und sozialen Verhaltnisse sowie den Stand
der Entwicklung beriicksichtigt. Ziel des Ubereinkommens ist demnach nicht die
Gewabhrleistung eines individuellen Rechts auf Arbeit, sondern die Schaffung von
unternehmensfreundlichen Rahmenbedingungen, die der Entstehung neuer Arbeits-
platze forderlich sind.

Unsere Wirtschaftspolitik und unsere Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik
entsprechen den Anforderungen des Ubereinkommens. Ausserdem sind sich die
Sozialpartner dariiber einig, dass die Schweizer Gesetzgebung und Praxis die
Anforderungen des Ubereinkommens voll und ganz erfiillen und dass die Ratifika-
tion des Ubereinkommens durch die Schweiz keine Anderungen der Schweizer
Gesetzgebung oder der bisherigen Praxis nach sich ziehen wird.

Mit der Annahme der Erkl&rung Uber soziale Gerechtigkeit im Jahr 2008 und der
Verabschiedung des Globalen Paktes fur die Beschaftigung im Jahr 2009 fordert die
IAO die Mitgliedstaaten zur Ratifikation des Ubereinkommens Nr. 122 auf, das als
vorrangiges Ubereinkommen zur Férderung guter Reglerungsfuhrung betrachtet
wird. Durch diese Ratifikation wird die Schweiz an drei der vier vorrangigen Uber-
einkommen beteiligt sein und einen Beitrag zur internationalen Solidaritét leisten.
Gleichzeitig erhalten sowohl die 1AO als auch ihre konstituierenden Mitglieder die
Méglichkeit, von der positiven Erfahrung unseres Landes im Bereich der Wirt-
schafts- und der Arbeitsmarktpolitik profitieren zu kénnen.

Die Empfehlung Nr. 200 der IAO betreffend HIV und AIDS und die Welt der Arbeit
ist ein unverbindliches Instrument, mit dem wirksame Politiken und nationale drei-
gliedrige Programme im Bereich des Arbeitsplatzes entwickelt und umgesetzt wer-
den sollen und das somit als Leitlinie politischen Handelns dienen soll. Die Empfeh-
lung, die zwar nicht rechtsverbindlich ist, steht im Einklang mit dem neuen
«Nationalen Programm HIV und andere sexuell Ubertragbare Infektionen 2011-
2017», das vom Bundesrat am 1. Dezember 2010 gutgeheissen wurde. Sie verstarkt
die moralische Verpflichtung unseres Landes, gegen Diskriminierungen in der
Arbeitswelt aufgrund von HIV und AIDS zu kdmpfen. Wir unterbreiten lhnen die
vorliegende Empfehlung zur Kenntnisnahme.




Die Erklarung der 1AO uber soziale Gerechtigkeit fiir eine faire Globalisierung
sowie ihr Uberwachungsmechanismus wurden an der 97. Tagung der Internationa-
len Arbeitskonferenz (1AK) im Jahr 2008 einstimmig angenommen. Der Bundesrat
hat in seinen Berichten Uber die Aussenwirtschaftspolitik der Schweiz 2009 (BBI
2010 479, Einleitungskapitel, Ziff. 1.4.1) und 2010 (BBI 2010 1401, Ziff. 2.5) darauf
hingewiesen. Diese zentrale Erklérung zieht keine neuen Verpflichtungen fiir die
Mitgliedstaaten nach sich; dariiber hinaus gehort sie nicht zu den Instrumenten, die
dem Parlament gemass Artikel 19 Absétze 5 und 6 der Verfassung der 1AO unter-
breitet werden missen. Der Bundesrat hélt es jedoch flir zweckmassig, dem Parla-
ment allgemeine Informationen Uber die Erklarung mitzuteilen, da diese ein wichti-
ger Schritt zur Starkung des Mandats und der Tatigkeit der IAO im Zusammenhang
mit der Férderung menschenwiirdiger Arbeit zur Sicherung der sozialen Dimension
der Globalisierung ist. In diesem Bereich hatte die IAO bereits 1998 eine Erklarung
Gber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit angenommen, die der
Bundesrat in seiner Botschaft und seinem Bericht tiber die 85., 86. und 87. Tagung
der 1AK (BBI 2000 330) vorgestellt hatte.

Die vorliegenden Berichte und die vorliegende Botschaft sind der tripartiten eidge-
ndssischen Kommission fiir Angelegenheiten der IAO unterbreitet worden, einer
ausserparlamentarischen konsultativen Kommission, die sich aus Vertreterinnen
und Vertretern der Bundesverwaltung und der schweizerischen Sozialpartner zu-
sammensetzt. Die Kommission hat von Berichten und Botschaft Kenntnis genommen
und sie genehmigt. Ausgehend von der Annahme, dass die schweizerischen Rechts-
vorschriften und die schweizerische Praxis die Anforderungen des Ubereinkommens
Nr. 122 voll und ganz erfillen, ohne eine Anderung der Rechtsvorschriften zu erfor-
dern, sind die Sozialpartner der Auffassung, dass die Ratifikation des Ubereinkom-
mens keinem fakultativen Referendum unterstehen muss.
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Botschaft

1 Grundziige des Ubereinkommens
1.1 Ubersicht und Entstehung des Ubereinkommens

Die Férderung von Beschéftigung ist fester Bestandteil des Verfassungsauftrags der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO). Die Prdambel zur Verfassung erwéhnt
die Verhitung von Arbeitslosigkeit als eine der Massnahmen zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen auf der ganzen Welt, um das Ziel sozialer Gerechtigkeit zu
erreichen. Die zum Bestandteil der VVerfassung gewordene Erklarung von Philadel-
phia aus dem Jahr 1944 beinhaltet auch die Anerkennung der Verpflichtung der
IAO, die einzelnen Mitgliedstaaten bei der Durchfilhrung von Programmen zur
Erreichung der Vollbeschéftigung zu unterstiitzen.

Die Internationale Arbeitskonferenz hat das Ubereinkommen (Nr. 122) {ber die
Beschéftigungspolitik und die ergdnzende Empfehlung (vgl. Anhang 1) an ihrer 48.
Tagung angenommen. Im Bericht vom 26. Februar 1965 (BBI 1965 | 678, insbeson-
dere 691-692) hatte der Bundesrat dem Parlament dieses Instrument zur Kenntnis-
nahme unterbreitet. Angesichts der Situation in der Schweiz 1965 hielt es der Bun-
desrat nicht fur sinnvoll, diese Norm zu ratifizieren, um Vollbeschéftigung vor allem
durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu fordern. Seit Inkrafttreten des Bundesge-
setzes Uber die Arbeitslosenversicherung 1982 (SR 837.0) ist die Fdrderung von
Beschéftigung und damit die soziale und wirtschaftliche Eingliederung der Betroffe-
nen durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik eine Prioritat unserer Rechtsordnung wie
auch unserer Wirtschafts- und Sozialpolitik. Dieser neue Ansatz wurde in der All-
gemeinen Erhebung der IAO (iber die Beschaftigungsinstrumente bestétigt, auf die
sich diese Botschaft stiitzt!. Die Erhebung wurde von der Expertenkommission fir
die Durchfiihrung der Ubereinkommen und Empfehlungen der IAO ausgearbeitet
und von der tripartiten Kommission flr die Durchfiilhrung der Normen wéhrend der
Internationalen Arbeitskonferenz gebilligt. Die Erhebung stellt daher die Refe-
renzauslegung des Ubereinkommens Nr. 122 dar. Wie bei der Beschaftigungsstrate-
gie der OECD besteht das Ziel des Rahmenibereinkommens Nr. 122 darin, jeder
Person die Bestreitung ihres Lebensunterhalts durch eine frei gewahlte oder ange-
nommene Beschéftigung zu gewahrleisten. Dieses Sozialziel fallt in den Geltungs-
bereich des in Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe d der Bundesverfassung (BV;SR 101)
festgehaltenen Sozialziels.

Zur Erreichung dieses Zieles des Ubereinkommens gilt es, die entsprechenden
Rahmenbedingungen zu schaffen, indem Wirtschafts- und Sozialpolitiken verfolgt
werden, die darauf ausgerichtet sind, die volle, produktive und frei gewéhlte
Beschéftigung zu fordern und damit zu erreichen, dass jede Person frei Uber die
Annahme oder die Wahl einer Arbeit entscheiden kann und sie in keiner Weise zur
Austbung oder zur Annahme einer Beschaftigung gezwungen wird und dass damit
allen Arbeitnehmenden Schutz vor Arbeitslosigkeit gewéhrt werden kann. Als

1 Aligemeine Erhebung uber die Beschaftigungsinstrumente im Lichte der Erklarung von
2008 uber soziale Gerechtigkeit flr eine faire Globalisierung, 1AO, 2010.
http://www.ilo.org/global/What_we_do/Officialmeetings/ilc/ILCSessions/99thSession/rep
orts/lang--fr/docName--WCMS_123391/index.htm
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http://www.ilo.org/global/What_we_do/Officialmeetings/ilc/ILCSessions/99thSession/reports/lang--fr/docName--WCMS_123391/index.htm

Vollbeschaftigung wird die Situation bezeichnet, in der fur alle Personen, die fir
eine Arbeit zur Verfiigung stehen und Arbeit suchen, eine solche vorhanden ist.

Mit der Ratifikation verpflichtet sich ein Land, die folgenden Bestimmungen des
Ubereinkommens Nr. 122 zu erfiillen:

— die aktive Beschaftigungspolitik als eine der wichtigsten nationalen Priorita-
ten zu definieren und als solche umzusetzen und zu betreiben;

— als Ziele der Beschéaftigungspolitik festzulegen: eine volle, produktive und
frei gewahlte Beschaftigung zu fordern, eine aktive Politik zur Férderung
der Beschéftigung zu betreiben sowie daflir zu sorgen, dass die Umsetzung
der Beschaftigungspolitik von bestimmten Uberwachungs- und Kontroll-
massnahmen begleitet wird;

— die Verknipfung mit anderen wirtschaftlichen und sozialen Zielen sicherzu-
stellen und dabei insbesondere zu gewéhrleisten, dass sich die im Rahmen
der Beschéftigungspolitik getroffenen Massnahmen sowie andere wichtige
Beschliisse in Bezug auf den wirtschaftlichen und sozialen Bereich gegen-
seitig stlitzen, damit das Wirtschaftswachstum zu einem tatsachlich besser
funktionierenden Arbeitsmarkt und zu einer Verringerung der Armut fiihrt;

— die Vertreter der betroffenen Kreise in Bezug auf die Formulierung der
Beschéftigungspolitik anzuhdren in Bezug auf den Gegenstand und die Art
der Beratungen, die Methoden, um der Besché&ftigungspolitik Wirksamkeit
zu verleihen, die Akteure, die an den Beratungen teilnehmen sowie die Bera-
tungsforen.

So gewahrt das Ubereinkommen Nr. 122 keine einklagbaren Rechte. Es ebnet dem-
nach nicht den Weg fir individuelle Anspriiche. Im Gegenteil: Es enthélt program-
matische Pflichten der Mitgliedstaaten, da es Beratungen zwischen allen Akteuren
der Wirtschafts- und Sozialpolitiken fordert.

Recht auf Arbeit und das Ziel der Vollbeschéaftigung

Das Ubereinkommen widmet sich einem Menschenrecht, namlich dem Recht auf
Arbeit. Die Praambel des Ubereinkommens bezieht sich auf die Allgemeine Erkla-
rung der Menschenrechte, die unter anderem Folgendes festhélt: Jeder Mensch hat
das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeits-
bedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.

Mit dem Ubereinkommen Nr. 122 verpflichten sich die Staaten, eine auf die
Bek&mpfung der Arbeitslosigkeit und die Forderung der Vollbeschéftigung ausge-
richtete Politik umzusetzen. Die Verwirklichung dieses Ziels hangt von der Wirt-
schaftspolitik jedes Staates ab. Der progressive Ansatz von Artikel 2 des Uberein-
kommens legt auch fest, dass jeder Staat Massnahmen ergreifen muss, um die Ziele
des Ubereinkommens entsprechend den innerstaatlichen Verhaltnissen zu verwirk-
lichen.

Das «Recht auf Arbeit» ist kein individuelles Recht, das den Anspruch auf einen
staatlich garantierten Arbeitsplatz beinhaltet. Es bedeutet einzig und allein, dass jede
Person die Mdglichkeit haben muss, ihren Lebensunterhalt selbst zu bestreiten und
Erwerbseinkommen wiirdevoll zu leben. Im Katalog der Sozialziele bestimmt Arti-
kel 41 Absatz 1 Buchstabe d BV, dass sich Bund und Kantone dafiir einsetzen, dass
Erwerbsfahige ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu angemessenen Bedingungen
bestreiten konnen. Das Recht auf Arbeit ist auch in Artikel 6 des UNO-Pakts |



enthalten, der von der Schweiz ratifiziert wurde (Pakt I; BBI 1991 | 1189). Der
Ausschuss flr wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte hat ausdriicklich darauf
hingewiesen, dass das Recht auf Arbeit nicht als absoluter und bedingungsloser
Anspruch auf einen Arbeitsplatz verstanden werden kann. Er hat zudem klargestellt,
dass das Recht auf Arbeit das Recht eines jeden Menschen beinhaltet, frei Giber die
Annahme oder die Wahl einer Arbeit entscheiden zu kénnen, insbesondere auf keine
Weise zur Ausiibung oder zur Annahme einer Beschéftigung gezwungen zu werden,
sowie das Recht auf Schutz vor Arbeitslosigkeit beinhaltet.

So entfernt sich das Ubereinkommen Nr. 122 nicht vom Begriff des Rechts auf
Arbeit und von der Auslegung, wie sie von den Staaten, die diese Instrumente ratifi-
ziert haben, angenommen wurden.

Die Empfehlung (Nr. 169) betreffend die Beschaftigungspolitik (ergdnzende Best-
immungen) wurde von der Konferenz im Jahr 1984 angenommen (BBI 1985 1 105).
Dieses nicht bindende Instrument hélt in Absatz 1 fest, dass die im Ubereinkommen
Nr. 122 vorgesehene Forderung der vollen, produktiven und frei gewéhlten Beschaf-
tigung als das Mittel zur praktischen Verwirklichung des Rechts auf Arbeit angese-
hen werden sollte. Absatz 2 der Empfehlung Nr. 169 besagt, dass die volle Aner-
kennung des Rechts auf Arbeit durch die Mitglieder mit der Durchfiihrung von
wirtschafts- und sozialpolitischen Massnahmen verbunden sein sollte, deren Zweck
die Forderung der vollen, produktiven und frei gewéhlten Beschaftigung ist.

2008 nahm die Konferenz die Erklarung Uber soziale Gerechtigkeit an, die dem
Parlament in der vorliegenden Botschaft und den vorliegenden Berichten zur Kennt-
nisnahme unterbreitet wird. Die Erklarung anerkennt und erklart, dass sich das
Engagement und die Bemlhungen der Mitglieder der 1AO, den Verfassungsauftrag
der Organisation zu erfullen und die volle und produktive Beschaftigung und die
menschenwdirdige Arbeit in den Mittelpunkt der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu
stellen, auf die vier strategischen Ziele der 1AO stiitzen sollten. Die Erklarung von
2008 halt fest, dass es darum geht, die Beschéftigung durch die Schaffung eines
nachhaltigen institutionellen und wirtschaftlichen Umfeldes zu fordern, in dem
Einzelne die notwendigen Fahigkeiten und Qualifikationen entwickeln und auf den
neuesten Stand bringen kdnnen, die sie bendtigen, um zu ihrer personlichen Erful-
lung und zum Wohl der Gemeinschaft eine produktive Beschéftigung ausiiben zu
kénnen; es geht zudem darum, dass alle Unternehmen, 6ffentliche oder private,
nachhaltig sind, um Wachstum und die Schaffung besserer Beschaftigungs- und
Einkommenschancen und -aussichten fiir alle zu ermdglichen. Schliesslich geht es
darum, dass Gesellschaften ihre Ziele im Hinblick auf wirtschaftliche Entwicklung,
sozialen Fortschritt und gute Lebensstandards verwirklichen kdnnen. Ausserdem
gehort das Ubereinkommen Nr. 122 laut der Erklarung zu den bedeutsamsten Nor-
men, was die Regierungsfilhrung betrifft.

Vollbesché&ftigung und Entwicklung

Der Zusammenhang zwischen der Beschéaftigung und dem Kampf gegen Armut und
sozialen Ausschluss wurde sowohl am Weltgipfel fir soziale Entwicklung im Jahr
1995 als auch an der vierundzwanzigsten Sondersitzung der Generalversammlung
der Vereinten Nationen im Jahr 2000 anerkannt. In diesem Rahmen wurde die IAO
dazu aufgefordert, eine kohdrente und koordinierte internationale Strategie zur
Forderung der frei gewahlten produktiven Beschéftigung — besser bekannt als «Glo-
bale Beschéftigungsagenda» — zu entwickeln. Diese Agenda ermdglicht, die Schaf-
fung produktiver Beschaftigung auf internationaler Ebene zu fordern und dadurch



die Lebensbedingungen von Millionen von Arbeitslosen oder schlecht bezahlten
Arbeitskraften zu verbessern, damit sie und ihre Familie der Armut entkommen
kdénnen.

Der Zusammenhang zwischen Vollbeschaftigung und Entwicklung wurde durch die
Resolution 60/1 der Generalversammlung der Vereinten Nationen zum Ergebnis des
Weltgipfels 2005 bestétigt, in der Staats- und Regierungschefs fir eine faire Globa-
lisierung pladieren. Bei dieser Gelegenheit haben sie beschlossen, die produktive
Vollbeschéftigung und eine menschenwiirdige Arbeit fir alle zum zentralen Ziel
ihrer nationalen und internationalen Politiken zur Erreichung der Millenniumsziele
und zur Armutsbekdmpfung zu machen. Die Umsetzung des Ubereinkommens
Nr. 122 ist somit ein besonders wertvoller Beitrag zu den Solidaritdtshemiihungen
im Hinblick auf die Verwirklichung der Millenniumsziele.

1.2 Ausgangslage

Das Ubereinkommen Nr. 122 ist von 104 der 183 Mitgliedstaaten der IAO (Stand
Juni 2011) ratifiziert worden. Darunter befinden sich mit Ausnahme von Malta und
Luxemburg alle Mitgliedstaaten der Européischen Union.

Zahlreiche Lénder haben in ihrer Verfassung oder in ihren Gesetzestexten eine
Politik verankert, die auf die Forderung der Vollbeschéftigung oder des Rechts auf
Arbeit ausgerichtet ist. So orientiert sich die BV an den Empfehlungen des Aus-
schusses fir wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und halt in Artikel 41 das
Ziel von Bund und Kantonen fest, sich dafiir einzusetzen, dass alle erwerbsféhigen
Personen ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu angemessenen Bedingungen be-
streiten kdénnen. Unsere Wirtschaftspolitik und namentlich unsere Gesetze uber
Arbeitslosenversicherung (SR 837.0), Berufsbildung (SR 412.10) und Invalidenver-
sicherung (SR 831.2) versuchen gemeinsam, das Ziel der Vollbeschaftigung zu
erreichen, indem sie nicht nur die Ubereinstimmung von Angebot und Nachfrage
nach Arbeitskraften, sondern auch eine hdchstmdégliche soziale Integration gewahr-
leisten.

Wie die Staats- und Regierungschefs der G20-Lander festgehalten haben, spielen
aktive Arbeitsmarktpolitiken bei der Beriicksichtigung des menschlichen Aspekts
der Wirtschafts- und Finanzkrise eine wichtige Rolle. Am Gipfeltreffen im April
2009 in London haben sie die menschliche Dimension der Krise anerkannt, sich
dazu verpflichtet, jenen, die von der Krise betroffen sind, durch Schaffung von
Beschéftigungsmdglichkeiten und Massnahmen wie Einkommensstiitzung zu helfen
und durch das Verfolgen einer aktiven Arbeitsmarktpolitik fiir einen gerechten
Arbeitsmarkt zu sorgen, der sowohl Frauen und Mannern ein Gleichgewicht zwi-
schen Arbeit und Familie ermdglicht. Am Gipfeltreffen im September 2009 in
Pittsburgh haben die Staats- und Regierungschefs der G20-Lénder nochmals betont,
dass sie sich dafiir einsetzen wollen, dass hochwertige Arbeitsplatze in den Mittel-
punkt der Erholung im Hinblick auf ein starkes, nachhaltiges und gleichgewichtiges
Wachstum gestellt werden und dass inklusivere Arbeitsmarkte, aktive Arbeitsmarkt-
politiken und gute Aus- und Weiterbildungsprogramme geschaffen werden. Auch
am G20-Treffen in Toronto im Juni 2010 wurde festgehalten, wie wichtig die Forde-
rung von Beschéftigung ist, wenn eine nachhaltige Erholung gewéhrleistet werden
soll, und welche zentrale Rolle der IAO diesbeziglich zukommt.



2009 wurde der Globale Pakt fiir Beschaftigung als Massnahme zur Forderung von
Wiederaufschwung und Entwicklung von der Konferenz angenommen. Er stiitzt sich
auf die Agenda fur Menschenwirdige Arbeit und die Erkldrung tber Soziale Ge-
rechtigkeit. Wie in Absatz 10 dargelegt, skizzieren die genannten Grundsétze den
allgemeinen Rahmen, innerhalb dessen jedes Land ein den eigenen Verhaltnissen
und Prioritdten entsprechendes Massnahmenpaket schniiren kann. Der Pakt besitzt
somit keinen verbindlichen Charakter. Dennoch unterstreicht der Pakt, dass das Ziel
der erwahnten Aktion die Forderung von Kernarbeitsnormen sowie von anderen
internationalen Arbeitsnormen sei, die sowohl zur Belebung der Wirtschaftstétigkeit
als auch zur Erholung der Beschéftigung einen Beitrag leisten. Die Konferenz hat
somit erkannt, dass die Mitglieder der 1AO die Schaffung von Arbeitsplatzen for-
dern und Personen bei der Suche nach einer Stelle unterstiitzen sollten, um das
Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit und die Entwicklung des informellen Sektors zu
begrenzen. Damit dies erreicht werden kann, miissen produktive Vollbeschaftigung
und menschenwiirdige Arbeit zum Kernpunkt der Krisenbewéltigungsmassnahmen
gemacht werden, indem insbesondere Stellensuchende unterstiitzt sowie wirksame
aktive Arbeitsmarktpolitiken gezielt umgesetzt werden.

Die Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation hat einen zusétzlichen Schritt
unternommen und am 16. Juni 2010 die Schlussfolgerungen sowie die Resolution
Uber die wiederkehrende Diskussion zum Thema Beschéaftigung angenommen. Die
im Rahmen der Konferenz organisierten wiederkehrenden Diskussionen sind fester
Bestandteil der Folgemassnahmen zur Erklarung von 2008 (ber soziale Gerechtig-
keit. Gemdss den Anweisungen des Bundesrates hat die Schweizer Regierungsdele-
gation sowohl die Schlussfolgerungen als auch diese Resolution unterstiitzt. Darin
werden die Regierungen ausdriicklich dazu ermutigt, das Ubereinkommen Nr. 122
Uber die Beschéftigungspolitik zu ratifizieren.

Im Ubrigen sei darauf hingewiesen, dass von den iibrigen beschaftigungspolitischen
Instrumenten der IAO die Schweiz auch die Ubereinkommen Nr. 88 (iber die Orga-
nisation der Arbeitsmarktverwaltung (BBI 1950 I 1) und Nr. 142 (iber die Erschlies-
sung des Arbeitskraftepotenzials (BBI 1976 Il 417) sowie das Ubereinkommen
Nr. 168 (ber die Beschaftigungsforderung und den Schutz gegen Arbeitslosigkeit
(BBI 1989 111 1592) ratifiziert hat. Die IAO war der Ansicht, dass der Begriff der
zumutbaren Arbeit nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz den Bestimmungen
des letztgenannten Ubereinkommens entspricht.

2 Erlauterungen zu einzelnen Artikeln des Uberein-
kommens
2.1 Ubersicht

Das Ubereinkommen (vgl. Anhang 1) sieht die Umsetzung von Grundsitzen sowie
von wirtschafts- und sozialpolitischen Zielen vor, die fester Bestandteil der Bundes-
verfassung und des schweizerischen Rechts sind und in Absprache mit den Sozial-
partnern umgesetzt werden.



Art. 1

Artikel 1 Absatz 1 des Ubereinkommens lautet folgendermassen: «Um das wirt-
schaftliche Wachstum und die wirtschaftliche Entwicklung anzuregen, den Lebens-
standard zu heben, den Arbeitskraftebedarf zu decken sowie die Arbeitslosigkeit und
die Unterbeschéaftigung zu beseitigen, hat jedes Mitglied als eines der Hauptziele
eine aktive Politik festzulegen und zu verfolgen, die dazu bestimmt ist, die volle,
produktive und frei gewahlte Beschéaftigung zu férdern.»

Auf den Inhalt und die Bedeutung der einzelnen Elemente dieser Bestimmung wird
im Folgenden néher eingegangen.

Formulierung und Umsetzung eines wesentlichen Ziels

Grundsétzlich sind alle Staaten, die dieses Ubereinkommen ratifiziert haben, dazu
verpflichtet, ihre Beschéaftigungspolitik durch eine ausdrickliche Erklarung zu
bestétigen, denn es ist Uiberaus wichtig, dass sich die L&nder explizit dafiir einsetzen,
dass die Umsetzung einer aktiven Beschéftigungspolitik als nationale Prioritat
betrachtet wird. Diese Erklarung kann als Grundlage fiir die Anstrengungen angese-
hen werden, die zur Erreichung der Ziele des Ubereinkommens unternommen wer-
den missen. Die Umsetzung einer aktiven Beschaftigungspolitik muss eines der
Hauptziele der makrookonomischen Politik sein. Sie soll so ausgerichtet sein, dass
der Entwicklung und Implementierung dieser Politik ein breiter Raum gegeben wird.
Die produktive Vollbeschaftigung als Ziel darf nicht erst am Ende der Uberlegung
auftreten, sondern muss wahrend des gesamten Formulierungsprozesses der makro-
6konomischen Politik berticksichtigt werden.

Diese ausdriickliche Erklarung kann auf unterschiedliche Weise formuliert werden.
Einige L&nder beispielsweise geben das Ziel der Vollbeschaftigung bekannt. Andere
hingegen legen klar dar, welche Aufgaben der Staat Gbernehmen muss, um all jene
Voraussetzungen zu schaffen, welche die konkrete Realisierung des Rechts auf
Arbeit gewdhrleisten. Die nationale Beschéftigungspolitik kann sich unterschiedlich
présentieren. So nehmen zum Beispiel einige Lander eine allgemeine Erklérung in
ihre Verfassung und in ihre Gesetzgebung auf; andere machen genauere Angaben in
ihren beschaftigungspolitischen Strategien, und wiederum andere orientieren sich an
den Strategien, die in den Erkldrungen des Regierungschefs erwahnt wurden oder
integrieren die Beschaftigungspolitik in ihre Strategie zur Verminderung der Armut
oder in ihre nationalen Entwicklungsplane. Gewisse Lander weisen auch darauf hin,
wie bedeutend die Handelspolitiken fir die Verwirklichung des Ziels der Vollbe-
schéftigung sind. Nach Ansicht des Bundesrates handelt es sich um eine wichtige
Feststellung fiir die Schweiz angesichts ihres weiten Netzes von Freihandelsabkom-
men.

Die ausdrickliche Erklarung muss jedoch nicht in der Ratifikationsurkunde zu
diesem Ubereinkommen enthalten sein. Die Praxis verlangt, dass die Erklarung — in
der Schweiz ein allgemeiner Hinweis auf Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe d BV und
ihre verschiedenen Bundesgesetze und Praktiken in Bezug auf die Wirtschafts-,
Sozial- und Beschéftigungspolitiken oder auf die Legislaturprogramme — dann
erfolgt, wenn der erste Bericht (iber die Umsetzung des ratifizierten Ubereinkom-
mens féllig wird. Angesichts des evolutiven Aspekts der Beschéftigungspolitik wird
die Schweiz je nach Entwicklung der Lage der IAO in periodischen Abstanden einen
Bericht zukommen lassen, um sie uber die nachtraglichen Aktualisierungen unserer
Politik in Kenntnis zu setzen.
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Ziele der Beschéftigungspolitik

Aus dieser Bestimmung geht hervor, dass die Staaten Anstrengungen unternehmen
sollen, um die volle, produktive und frei gewdhlte Beschéftigung zu fordern. Arti-
kel 1 Absatz 1 setzt den Staaten keine genaue Frist fiir die Erreichung der angestreb-
ten Ziele. Dennoch auferlegt er ihnen die Verpflichtung, eine aktive Politik zur
Forderung der Beschéftigung zu betreiben. Dieser Ansatz ermdglicht eine langfris-
tige Perspektive, indem sowohl die wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen als
auch das Entwicklungsniveau beriicksichtigt werden.

Die Umsetzung der Beschiftigungspolitik muss von Massnahmen zur Uberwachung
und zur Kontrolle begleitet sowie kritisch beobachtet werden, um die Wirksamkeit
der verfolgten Politiken zu beurteilen, sie bei Bedarf zu &ndern und anders auszu-
richten und dadurch die in dem Ubereinkommen festgelegten Ziele zu erreichen.

Artikel 1 Absatz 2 des Ubereinkommens umschreibt die Ziele der Beschaftigungs-
politik. Diese soll sicherstellen, dass::

—  fir alle Personen, die fiir eine Arbeit zur Verfligung stehen und Arbeit su-
chen, eine solche vorhanden ist;

—  diese Arbeit so produktiv wie moglich ist;

— die Wahl der Beschéftigung frei ist und jede Arbeitnehmerin und jeder Ar-
beitnehmer alle Mdglichkeiten hat, die notwendige Befdhigung fur eine ihr
beziehungsweise ihm zusagende Beschaftigung zu erwerben und ihre bezie-
hungsweise seine Fertigkeiten und Anlagen bei dieser Beschéftigung zu
verwenden, und zwar ungeachtet von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Religi-
on, politischer Meinung, nationaler Abstammung oder sozialen Stellung.

Vollbeschéftigung

Das Ubereinkommen definiert Vollbeschaftigung als die Situation, in der fir alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die zur Verfiigung stehen und Arbeit suchen,
eine solche vorhanden ist.

Gemass Definition des Ubereinkommens ist das Ziel der Beschéftigungspolitik die
Schaffung von Arbeitsmdglichkeiten fur all jene, die eine Arbeit suchen. Das heisst
nicht, dass es keine Arbeitslosigkeit geben darf. Ein gewisser Anteil an friktioneller
Arbeitslosigkeit ist unvermeidbar, da selbst in gut funktionierenden Arbeitsmarkten
der Ausgleich zwischen Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage nicht sofort erfolgt.
Es kann nicht verhindert werden, dass ein geringer Anteil an Arbeitskraften im Zuge
der Ublichen Anpassungen an verdnderte Marktverhéltnisse arbeitslos ist. Diese
Restarbeitslosigkeit ist von kurzer Dauer und muss von anderen schwerwiegenderen
Formen von Arbeitslosigkeit wie zum Beispiel der Langzeitarbeitslosigkeit oder der
Massenarbeitslosigkeit als Folge einer Wirtschaftskrise unterschieden werden.
Beschéftigungspolitiken, die auf Aufrechterhaltung der Vollbeschaftigung ausge-
richtet sind, verfolgen in der Regel das Ziel, die beiden letztgenannten Formen von
Arbeitslosigkeit zu verhindern.

Das Hauptziel der schweizerischen Arbeitsmarktpolitik besteht darin, so weit wie
moglich dafiir zu sorgen, dass alle Personen in erwerbsfahigem Alter einer Arbeit
nachgehen kénnen und dafiir einen Lohn erhalten, der ihnen ein wirdiges Leben
ermdglicht. Im internationalen Vergleich erweist sich der Schweizer Arbeitsmarkt
als Musterschiler. Der Grund dafir liegt nicht nur im Berufshildungssystem, son-
dern auch bei den Institutionen, die den Lohnempféngerinnen und Lohnempfangern
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als Integrationsbasis dienen und einen starken sozialen Schutz bieten; gleichzeitig
ermoglichen die Institutionen sowohl den Unternehmen als auch den Angestellten,
rasch auf Verénderungen der wirtschaftlichen Bedingungen zu reagieren.

Die Indikatoren zur Arbeitslosigkeit beruhen auf der vom Internationalen Arbeitsamt
(IAA) angewandten Definition (Statistikerhebungsverordnung vom 30. Juni 1993;
SR 431.012.1). Im Sinne des IAA ist eine arbeitslose Person eine Person, die keine
Erwerbstatigkeit ausiibt, im Laufe der vier vorangegangenen Wochen auf Arbeitssu-
che war und fur eine Arbeit zur Verfligung steht. Diese Indikatoren haben den
Vorteil, dass sie internationale Vergleiche ermdglichen und nicht direkt von den
Revisionen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes beeinflusst werden. Arbeitslosig-
keitsindikatoren werden auch vom Staatssekretariat flr Wirtschaft (SECO) verof-
fentlicht (Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 1982, AVIG; SR 837.0).
Sie beziehen sich auf die bei den regionalen Arbeitsvermittlungszentren gemeldeten
Arbeitslosen und weisen den Vorzug auf, dass sie schnell zur Verfligung stehen und
detaillierte Ergebnisse, vor allem pro Kanton, erméglichen.

Nach der Definition des IAA sind in der Schweiz im 3. Quartal 2011 191 000 Perso-
nen arbeitslos; das sind 19 000 weniger als im Vorjahr. Diese Arbeitslosen im Sinne
des 1AA stellen 4,2 Prozent der Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter dar; im Ver-
gleich dazu waren es im 3. Quartal 2010 noch 4,6 Prozent. Sowohl in der Européi-
schen Union als auch in der Euro-Zone nimmt die Arbeitslosenquote zu, allerdings
nur sehr leicht (EU27: Anstieg von 9,4 auf 9,5 %; Euro-Zone: von 9,8 auf 9,9 %).
Von den EU/EFTA-Léndern weisen nur Norwegen (3,3 %) und Osterreich (3,7 %)
eine tiefere Arbeitslosenquote als die Schweiz auf. Im 3. Quartal 2011 betrug die
Zahl der Teilzeitbeschaftigten 1,431 Millionen (+ 3700 im Vergleich zum 3. Quartal
2010). Davon sind 266 000 unterbeschéftigt, d. h. dass sie mehr arbeiten mdchten
und dazu kurzfristig zur Verfligung stehen (gegeniiber 262 000 im Vergleich zum 3.
Quartal 2010). Die Unterbeschaftigungsquote betrégt im 3. Quartal 2011 5,8 Prozent
und bleibt damit im Vergleich zum 3. Quartal 2010 unveréndert.

Gleichwohl ist geméss den IAA-Indikatoren der Anteil der berufstatigen Personen in
der Schweiz weiterhin hoch und wird von einer geringen Arbeitslosigkeit begleitet.
Das in der Agenda fur menschenwirdige Arbeit der IAO formulierte Beschéfti-
gungsziel lautet: mehr Besché&ftigung von besserer Qualitat. Die Ziele der schweize-
rischen Beschaftigungspolitik bestehen darin, so weit wie mdglich dafiir zu sorgen,
dass alle Personen in erwerbsfahigem Alter einer Arbeit unter Bedingungen nachge-
hen kdnnen, die ihre Gesundheit nicht gefahrden, und sie dafiir einen Lohn erhalten,
der ihnen ein wirdiges Leben ermdglicht. Die regelméassig von der OECD durchge-
fuhrten vergleichenden Studien zeigen, dass die Schweiz diese Ziele bis anhin auf
zufriedenstellende Weise erreicht hat. In der Tat zeichnet sich der schweizerische
Arbeitsmarkt durch eine hohe Beschéftigungsquote und eine niedrige Arbeitslosig-
keit aus. Gleichzeitig ist die Struktur der Lohne in den letzten Jahrzehnten im All-
gemeinen relativ stabil geblieben, vor allem aufgrund der Anpassung der Léhne an
die Leistung und die Lebenshaltungskosten. Der obere Lohnbereich, der stark zuge-
nommen hat, bildet weiterhin die Ausnahme. Die Schweiz zeigt, dass es keinen
Zielkonflikt zwischen einer hohen Beschéftigungsquote einerseits und einer stabilen
Lohnstruktur andererseits gibt. Die Arbeitslosenquote in der Schweiz ist seit Anfang
der 1990er-Jahre deutlich gestiegen, im internationalen Vergleich ist sie heute aber
immer noch auf einem niedrigen Niveau. Fir diese hohe Beschéftigungsquote und
die geringe Arbeitslosigkeit gibt es verschiedene Erklarungen. Erstens gelingt es der
Schweiz, die Jugendlichen in das Berufsleben zu integrieren. Zweitens ist der soziale
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Schutz in der Schweiz gut; das Ziel ist, dass arbeitslose Personen so nah wie mdg-
lich am Arbeitsmarkt bleiben und zwar auch in Zeiten der Rezession. Drittens hat es
die Schweiz geschafft, den makro6konomischen Schwankungen in den meisten
Féllen relativ schnell entgegenzuwirken und damit eine hohe Arbeitslosenquote und
Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden.

Die beruflichen Qualifikationen sind fiir die Leistung der schweizerischen Beschéaf-
tigungspolitik von massgebender Bedeutung. Die im internationalen Vergleich hohe
Beschéftigungsquote der Schweiz ist hauptsachlich auf die guten Ergebnisse zuriick-
zufilhren, die sowohl von jungen Arbeitnehmenden als auch von &lteren Personen
erzielt werden. In diesen beiden Altersgruppen sind die Unterschiede namlich am
markantesten. Die Berufsbildung trégt in grossem Masse zur Integration der Jugend-
lichen in den Arbeitsmarkt bei. Dank des dualen Berufshildungssystems in der
Schweiz stellen die Unternehmen sowie die Berufsschulen die Ausbildung von
nahezu zwei Dritteln der nachfolgenden Mitarbeitenden sicher. Durch die enge
Einbindung der Sozialpartner in den Ausbildungsprozess kénnen die Studienpléne
besser auf die Bedrfnisse der Industrie abgestimmt werden. Aktuell besitzen rund
90 Prozent der Jugendlichen mindestens ein Diplom der Sekundarstufe 11 (berufliche
Grundbildung oder Matura). Vor mehr als 50 Jahren konnte bereits ein grosser Teil
der Bevolkerung aufgrund des dualen Bildungssystems eine berufliche Qualifikation
erlangen: VVon den 55- bis 64-Jahrigen haben mindestens 81 Prozent ein Diplom der
Sekundarstufe Il, womit sich ihre starke Beteiligung am Arbeitsmarkt erkléren lasst.
Der Lehrstellenmarkt ist trotz der angespannten Wirtschaftslage weitgehend stabil
geblieben. Dieses Gleichgewicht ist vor allem auf die Entwicklung von wirksamen
Instrumenten zurlickzufiihren, deren Ziel die Beibehaltung sowie die Schaffung von
Lehrstellen mit Unterstiitzung des Bundes, der Kantone und der Sozialpartner ist.
Die Kantone haben zum Beispiel das «Lehrstellenmarketing» institutionalisiert und
sich nun dazu verpflichtet, systematisch im Rahmen des «Case Managements»
Schulabgéngerinnen und Schulabgédnger ohne Berufsplan zu begleiten. Jene, die
Schwierigkeiten in der Schule haben, werden individuell betreut: Sie werden bei der
Suche nach einer Lehrstelle sowie beim Eintritt in die Arbeitswelt unterstutzt. Der
Bundesrat hat sich das mittelfristige Ziel gesetzt, den Anteil von Inhaberinnen und
Inhabern eines Diplomes der Sekundarstufe Il auf 95 Prozent zu steigern.

Unsere Arbeitslosenversicherung (ALV) basiert auf der politischen Logik der Akti-
vierung. Die ALV spielt eine wichtige Rolle im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit.
Im internationalen Vergleich sind ihre Leistungen zufriedenstellend. Sie ist jedoch
mit strengen Anforderungen verbunden, was die aktive Suche nach einem Arbeits-
platz oder die Teilnahme an Ausbildungs- und Beschéftigungsprogrammen betrifft.
Ziel der ALV ist es, arbeitslose Personen so schnell wie mdglich wieder ins Er-
werbsleben einzugliedern. Mit der Revision des Bundesgesetzes (ber die Arbeitslo-
senversicherung wurden die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass Einnahmen
und Ausgaben langfristig wieder in einem ausgewogenen Verhaltnis stehen.

Wird die Arbeitslosigkeit rasch bekdmpft, konnen langfristig hohe Sozialkosten
vermieden werden. Die Schweiz hat gute Resultate im Bereich des Arbeitsmarktes
erzielt. Dies l&sst sich unter anderem mit der Tatsache erkldren, dass es ihr gelungen
ist, selbst nach wirtschaftlich schwierigen Zeiten schnell wieder zur Vollbeschafti-
gungssituation zurlickzukehren. Die Grinde dafur sind zahlreich: Die Schweiz ist
eine Kkleine, stark diversifizierte Volkswirtschaft. Branchenspezifische Probleme
kénnen somit durch andere gut gefiihrte Wirtschaftszweige neutralisiert werden.
Ferner haben die auf dem Arbeitsmarkt tatigen Institutionen dafiir gesorgt, dass die
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Léhne sich der Arbeitsproduktivitdt entsprechend entwickeln, sodass es relativ
einfach war, das makro6konomische Gleichgewicht nach einem von einer Rezession
gepragten Zeitraum wieder herzustellen.

Seit Inkrafttreten des Bundesgesetzes (iber die Arbeitslosenversicherung am 25. Juni
1982 war die Schweiz mit Ausnahme der 1990-Jahre keinen Zeiten mit lang anhal-
tender hoher Arbeitslosigkeit ausgesetzt, was sicher ein Grund fir die hohe Er-
werbsquote ist, die ihren Arbeitsmarkt auszeichnet.

Ein weiteres Ziel unserer Politik der Mobilisierung der aktiven Bevélkerung ist die
Wiedereingliederung gewisser verletzlicher Gruppen. Die Erwerbsquote der Frauen
ist hoch, und gesamthaft iben die Frauen nicht nur gering qualifizierte Beschéfti-
gungen oder Teilzeitarbeiten aus. Frauen erhalten durch Teilzeitstellen die Mdglich-
keit, Familien- und Berufsleben miteinander zu vereinbaren. Ausserdem ziehen sie
sich friiher als ihre ménnlichen Kollegen aus dem Arbeitsmarkt zuriick. Wahrend in
anderen L&ndern die Erwerbsquote der Manner ab dem Alter von 55 Jahren ansteigt,
ist sie in unserem Land in den letzten zehn Jahren kontinuierlich zuriickgegangen.
Das Niveau ist aber immer noch deutlich héher als in anderen L&ndern. Obwohl die
Arbeitslosenquote der 55- bis 64-Jahrigen unter dem Durchschnitt liegt, ist fiir
Personen dieser Alterskategorie der Wiedereinstieg ins Berufsleben mit Schwierig-
keiten verbunden, und sie sind eher dem Risiko von Langzeitarbeitslosigkeit ausge-
setzt. Die Beraterinnen und Berater der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren
(RAV) arbeiten eng mit den Unternehmen zusammen, damit Stellensuchende, die
dieser Altersgruppe angehdren, die Chance erhalten, sich wieder in die Arbeitswelt
zu integrieren. Die ALV tragt ebenfalls dazu bei, Personen, die von Langzeitarbeits-
losigkeit bedroht sind, den Zugang zum Arbeitsmarkt dank einer Lohnzulage (Zwi-
schenverdienst, Kompensationszahlungen, Einarbeitungszuschisse) zu erleichtern.
Wenn die Erwerbsquote der Personen ab dem Alter von 55 Jahren weiterhin auf
hohem Niveau bleiben soll, dann lohnt es sich dafiir zu sorgen, dass die Unterneh-
men ihnen auch die Mdglichkeit zum Wiedereinstieg in die Arbeitswelt bieten
kénnen. Die Erwerbsquote gewisser Auslandergruppen ist niedrig. Zur Verbesse-
rung dieser Situation mussen die Grunde fur diese tiefen Werte eruiert und die
entsprechende Massnahmen ergriffen werden.

Dank der stabilen Entwicklung der Binnennachfrage verzeichnete die Schweiz nur
einen relativ geringen Anstieg der Arbeitslosigkeit. In den néchsten Jahren wird das
Streben nach Verbesserung der Wirtschaftslage nebst einem raschen Abbau der
Arbeitslosigkeit eine Hauptrolle in der Dynamik des Arbeitsmarktes spielen. Zum
jetzigen Zeitpunkt l&sst sich allerdings ein erneuter Konjunkturabschwung nicht
ausschliessen, was zu einem zusétzlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit fuhren diirfte.
Das Personenfreiziigigkeitsabkommen hat das Wirtschaftswachstumspotenzial in der
Schweiz deutlich erhoht. Wie es sich langfristig auf die Arbeitslosigkeit auswirken
wird, héngt vor allem vom Qualifikationsgrad der neuen Immigrantinnen und Im-
migranten ab. In Zeiten der Rezession verschérft sich der Wettbewerb auf dem
Arbeitsmarkt. Das Personenfreizligigkeitsabkommen lasst keine Diskriminierung im
Hinblick auf die berufliche Wiedereingliederung zu. Das Abkommen umfasst auch
ein Diskriminierungsverbot im Bereich von Tarif- oder Einzelarbeitsvertrdgen oder
sonstigen Kollektivvereinbarungen. Arbeitgebern steht es gleichwohl frei, arbeitslo-
se Personen aus der Schweiz einzustellen, bevor sie weitere auslandische Arbeits-
kréfte rekrutieren. Dank der flankierenden Massnahmen sowie der von den Sozial-
partnern ausgehandelten Gesamtarbeitsvertrdge kann verhindert werden, dass
gewisse anfallige Branchen aufgrund der Offnung des Arbeitsmarktes das Lohnni-
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veau driicken. Aufgrund der engen Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern
und den Behorden kénnen die Probleme, mit denen sich der Arbeitsmarkt konfron-
tiert sieht, ebenfalls erkannt und geldst werden.

Die Definition der Begriffe «Arbeitslosigkeit», «wirtschaftlich aktive Bevolkerung»
und «Unterbeschéftigung» ist international standardisiert. Die Definition von Ar-
beitslosigkeit enth&lt drei Kriterien: Arbeitslos ist eine Person, die «ohne Arbeit» ist,
«fiir eine Arbeit zur Verfiigung steht» und «Arbeit sucht». Die Kategorie der Ar-
beitslosen umfasst somit all jene Personen, die das Alter Uberschritten haben, das zur
Messung des wirtschaftlich aktiven Teils der Bevolkerung festgelegt wurde, und die
wahrend der Referenzperiode a) «ohne Arbeit» sind, d. h. keine unselbststandige
oder selbststandige Erwerbstétigkeit entsprechend der internationalen Definition des
Begriffs Beschéftigung ausiiben, b) «fiir eine Arbeit zur Verfiigung stehen», d. h. die
Befahigung zur Austibung einer unselbststandigen oder selbststdndigen Erwerbsta-
tigkeit wahrend der Referenzperiode haben, und c) «Arbeit suchen» und wéhrend
eines bestimmten nicht weit zuriickliegenden Zeitraums eine Reihe von Massnah-
men ergreifen, um eine unselbststandige oder selbststdndige Beschaftigung zu
suchen.

Die wirtschaftlich aktive Bevolkerung umfasst alle Personen beiderlei Geschlechts,
die sicherstellen, dass die fir die Produktion von Gutern oder fir Dienstleistungen
notwendige Arbeit wéhrend einer bestimmten Referenzperiode erbracht wird.

Von Unterbeschaftigung wird gesprochen, wenn eine Person eine Beschéftigung
ausubt, die ihr nicht zusagt. Diese Unangemessenheit wird unter Beriicksichtigung
der beruflichen Fahigkeiten (Ausbildung und Erfahrung) der betreffenden Person
anhand bestimmter Normen gemessen oder mit anderen Arbeitsstellen verglichen.
Bei einer niedrigen Arbeitslosen- oder Unterbeschéftigtenquote kann der Verdacht
aufkommen, dass eine unsichtbare Arbeitslosigkeit in der einen oder anderen Form
besteht bzw. eine Arbeitslosigkeit, die in den offiziellen Statistiken uber die Arbeits-
losigkeit wegen der Art und Weise, wie die Daten erhoben wurden, nicht erscheint.
Angesichts der Unvollstandigkeit der Daten {iber den Arbeitsmarkt kénnte man aber
auch vermuten, die nicht deklarierte Arbeitslosenquote sei hoch.

Wie bereits weiter oben erwéhnt, basiert unsere arbeitsmarktpolitische Leistung auf
mehreren Faktoren, die mit unserer makrodkonomischen Politik (Preisstabilitét, ein
langfristig durchschnittlich ausgeglichener Haushalt sowie kurzfristig gut funktio-
nierende Wirtschaftsstabilisatoren), unserer diversifizierten Wirtschaftsstruktur, der
Flexibilitat der aktiven Bevdlkerung, der Aufwertung der Berufsbildung und des
dualen Bildungssystems, unserer Politik in Bezug auf auslandische Arbeitskréafte
sowie der dezentralisierten Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmen-
den zusammenhé&ngen, ohne dabei den Arbeitsfrieden zu vergessen. Das Problem
der statistischen Unterschatzung der Arbeitslosigkeit darf jedoch nicht ignoriert
werden. In den Statistiken, die das SECO aufgrund der Zahlen erarbeitet, die ihm die
kantonalen Arbeitsdmter tbermitteln, werden nur Arbeitnehmende beriicksichtigt,
die sich bei einem kantonalen Arbeitsamt einschreiben, um Arbeitslosengeld zu
beziehen. Nicht berticksichtigt werden Frauen, die im Arbeitsmarkt wieder Fuss
fassen mdchten, oder all jene Personen, die ihren Anspruch auf Leistungen der
Avrbeitslosenversicherung ausgeschdpft haben. Um diese Daten ins Gleichgewicht zu
bringen, fuhrt das Bundesamt flr Statistik die Schweizerische Arbeitskréfteerhebung
(SAKE) durch. Die SAKE, die auf der Grundlage von 126 000 Haushaltsbefragun-
gen pro Jahr durchgefiihrt wird, ermdglicht es, Quartalsindikatoren zu erhalten, die
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den internationalen Definitionen von Beschéftigung, Arbeitslosigkeit und Unterbe-
schaftigung entsprechen.

Das schweizerische System erfiillt somit die in den international standardisierten
Definitionen formulierten Kriterien.

Far die Schaffung von Arbeitsplatzen kénnen wir auf ein sehr breites Spektrum an
mdglichen Massnahmen zuriickgreifen. So steht in der Schweiz ein dusserst fort-
schrittliches Forderungssystem zur Verfugung, das insbesondere folgende Mass-
nahmen umfasst: Kurse, Ausbildungspraktika, Ausbildungszuschisse, Arbeit in
einer Ubungsfirma, Einarbeitungszuschiisse, Motivationssemester, Einsatze im Rah-
men eines Beschaftigungsprogramms, vorlbergehende Beschéftigungen, Berufs-
praktika, Forderung der selbststandigen Erwerbstétigkeit, Entrichtung von Pendler-
kosten- und  Wochenaufenthalterbeitrdgen. Es sind  zudem  spezielle
verfahrenstechnische Massnahmen bei Massenentlassungen vorgesehen: Es steht
dem Arbeitgeber frei zu entscheiden, ob eine Entlassung fiir den Fortgang seines
Unternehmens wirtschaftlich notwendig ist. In Bezug auf die verletzlichen Gruppen
mussen insbesondere die Massnahmen zur Forderung der Eingliederung behinderter
Personen, die Massnahmen zur Férderung der Chancengleichheit von Frauen und
Mannern, was den Zugang zu Bildung und die Riickkehr ins Erwerbsleben betrifft,
sowie die Massnahmen zur Forderung der Beschéftigung von Jugendlichen hervor-
gehoben werden.

Laut dem Ubereinkommen muss die Beschaftigungspolitik zu gewahrleisten suchen,
«dass diese Arbeit so produktiv wie mdglich ist», was zur Beurteilung der Produk-
tivitat unter Berlicksichtigung der besonderen Situation eines jeden Landes fhrt.

In der Schweiz liegt eine vom Bundesamt fiir Statistik verdffentlichte Statistik Giber
die Arbeitsproduktivitdt vor. Diese misst die Effizienz, mit der die personellen
Ressourcen im Produktionsprozess eingesetzt werden. Es handelt sich um eines der
gebrduchlichsten Produktivitatskonzepte fiir makrotkonomische Analysen und
eignet sich besonders gut zur Beurteilung des Lebensstandards in einem Land. In der
Tat ist die Arbeitsproduktivitat eng mit dem Begriff des Einkommens verkniipft.
Man neigt somit zur Annahme, dass eine starke Produktivitatssteigerung (iber einen
langeren Zeitraum zu einer Zunahme der Einkommen und des Lebensstandards in
einem Land fiihrt.

Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivitdt kann anhand des Bruttoinlandspro-
duktes (BIP) geschatzt werden. Betrifft die Schatzung nur einen Teil der Volkswirt-
schaft, so wird die Bruttowertschopfung einer bestimmten Anzahl Branchen sum-
miert. In der Schweiz basieren die Kennzahlen zur Arbeitsproduktivitat der
Volkswirtschaft einerseits auf dem BIP zu Preisen des Vorjahres (Referenzjahr
2000) — als Mass der wirtschaftlichen Tatigkeit — und andererseits auf der Anzahl
tatsachlich geleisteter Arbeitsstunden als Mass fiir den Arbeitsinput. Im Fall von
Strukturanalysen (z.B. fur bestimmte Branchen) empfiehlt es sich, die Zahl der
Beschaftigten in Vollzeitdquivalenten geméass dem Konzept der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung als Mass fiir den Arbeitsinput und die Bruttowertschopfung
als Mass fiir die wirtschaftliche Tatigkeit zu verwenden. Die Arbeitsproduktivitat
des «Businesssektors» stellt in der Schweiz das hdchste verfugbare Aggregations-
niveau fur strukturelle Analysen dar.
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Frei gewahlte Beschaftigung

Laut dem Ubereinkommen muss die innerstaatliche Beschaftigungspolitik zu
gewdhrleisten suchen, dass die Wahl der Beschéftigung frei ist und jede und jeder
Arbeitnehmende alle Méglichkeiten hat, die notwendige Befahigung firr eine ihm
zusagende Beschaftigung zu erwerben und seine Fertigkeiten und Anlagen bei dieser
Beschéftigung zu verwenden und zwar ungeachtet von Rasse, Hautfarbe, Ge-
schlecht, Religion, politischer Meinung, nationaler Abstammung oder sozialer
Stellung. Diese Forderung umfasst zwei Elemente: Einerseits kann niemand zur
Auslibung einer Erwerbstétigkeit gezwungen werden, die sie beziehungsweise er
weder frei gewahlt noch angenommen hat, andererseits muss jede Arbeitnehmerin
und jeder Arbeitnehmer die Mdglichkeit erhalten, Befahigungen zu erwerben und
die eigenen Fertigkeiten und Anlagen verwenden zu kdnnen, ohne in irgendeiner
Weise diskriminiert zu werden.

Das erste Element betrifft die Abschaffung der Zwangsarbeit. Dies ist eine Voraus-
setzung fir die freie Wahl der Beschéaftigung. Das Thema Zwangs- oder Pflichtar-
beit wird in zwei Kernibereinkommen der IAO behandelt, die von der Schweiz
ratifiziert wurden: das Ubereinkommen (Nr. 29) Gber Zwangs- oder Pflichtarbeit,
1930 (BBI 1939 | 749) und das Ubereinkommen (Nr. 105) (iber die Abschaffung der
Zwangsarbeit, 1957 (BBI 1958 | 530). Im Ubrigen basiert unser Rechtssystem in
Bezug auf die Arbeitsbeziehungen auf dem Prinzip der Vertragsfreiheit sowie des
Verbots des Rechtsmissbrauchs.

Das zweite Element sieht vor, dass eines der Ziele der Beschaftigungspolitik darin
bestehen soll, Chancengleichheit zu gewahrleisten sowie jegliche Form von Diskri-
minierung am Arbeitsplatz zu verhindern. Dieses Thema wird in zwei weiteren
Kernlbereinkommen der IAO behandelt, die die die Schweiz ratifiziert hat: das
Ubereinkommen (Nr. 111) iiber die Diskriminierung in Beschaftigung und Beruf,
1958 (BBI 1960 | 29) und das Ubereinkommen (Nr. 100) ilber die Gleichheit des
Entgelts, 1951 (BBI 1971 1l 1530). Durch diese Ratifikationen und die Umsetzung
des Verfassungsgrundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Mannern durch
das Bundesgesetz Uber die Gleichstellung von Frau und Mann (SR 151.1) und
weitere Bundesgesetze kommt der Wille deutlich zum Ausdruck, Diskriminierung
auch mithilfe von Massnahmen zu beseitigen, die direkt oder indirekt auf die Um-
setzung der Beschéftigungspolitiken ausgerichtet sind.

Das Ubereinkommen Nr. 122 fordert die Lander zudem dazu auf, Massnahmen zu
ergreifen, die die besonderen Bedirfnisse bestimmter Gruppen von Arbeithnehmen-
den, wie z. B. Frauen, Jugendlichen, &lteren sowie behinderten Arbeitskraften,
berticksichtigen. Diesbeziiglich sei auf die weiter oben beschriebene Beschafti-
gungspolitik verwiesen und daran erinnert, dass die Schweiz Arbeitsbeschaffungs-
massnahmen zur Bewaltigung der Beschéftigungsprobleme der am schwersten durch
die Krise betroffenen Bevolkerungskategorie verabschiedet und umgesetzt hat.

Verflechtung mit anderen wirtschaftlichen und sozialen Zielen

Artikel 1 Absatz 3 des Ubereinkommens sieht vor, dass die innerstaatliche Beschaf-
tigungspolitik den Stand und die Stufe der wirtschaftlichen Entwicklung sowie die
Wechselbeziehungen zwischen Beschéftigungszielen und anderen wirtschaftlichen
und sozialen Zielen geblhrend zu beriicksichtigen hat. Somit missen sich die
beschaftigungspolitischen Massnahmen sowie die anderen grossen Entscheidungen,
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die den wirtschaftlichen und sozialen Bereich betreffen, gegenseitig stiitzen. Anhand
der Verflechtung von Beschéftigungszielen und anderen wirtschaftlichen und sozia-
len Zielen lasst sich veranschaulichen, wie sehr sich Wirtschaftswachstum in einem
tatsdchlich besser funktionierenden Arbeitsmarkt und in einer Reduzierung der
Armut ausdruckt.

Diesbeziiglich sei auf die Beschreibung der schweizerischen Beschéftigungspolitik
zu Beginn von Abschnitt 2.2 verwiesen.

Die Bedeutung einer ausgewogenen regionalen Entwicklung als Mittel zur Milde-
rung von Beschéftigungsproblemen und anderen sozialen Problemen, zur Férderung
der Mobilitdt von Produktionsmitteln sowie zur Verbesserung der Verteilung des
Wachstums und der Beschéaftigung unter den Regionen und den Kantonen sollte
nicht ignoriert werden. Die strukturellen wirtschaftlichen Veranderungen stellen
Schweizer Bergregionen, Landwirtschaftsgebiete sowie Grenzregionen vor grosse
Herausforderungen. Mit Hilfe der Neuen Regionalpolitik (NRP), die am 1. Januar
2008 in Kraft getreten ist, unterstiitzt der Bund diese Regionen, damit sie den struk-
turellen Wandel meistern kdnnen. Die NRP sollte zur Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen flir wirtschaftliche Aktivitaten, zur Férderung von Innovationen, zur
Erhéhung der Wertschépfung sowie zur Férderung der Wetthewerbsfahigkeit in den
Regionen bei gleichzeitiger Forderung des Unternehmertums beitragen. Das neue
regionalpolitische Konzept stiitzt sich auf das Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006
Uber Regionalpolitik (SR 901.0). Die Férderung der grenziiberschreitenden, transna-
tionalen und interregionalen Zusammenarbeit durch den Bund im Rahmen der
Europdischen Territorialen Zusammenarbeit (INTERREG) ist ebenfalls Bestandteil
der NRP. Die Hauptthemen der INTERREG sind in verschiedenen européischen
Programmen festgelegt und missen in Verbindung mit den kantonalen Umsetzungs-
programmen beriicksichtigt werden. Dem Bund, respektive den Kantonen stehen im
Rahmen der NRP diverse finanzielle Instrumente zur Verfiigung wie zum Beispiel
A-fonds-perdu-Beitrage, Darlehen und Steuererleichterungen. Zur Erreichung des
NRP-Zieles sind folgende Massnahmen vorgesehen: Unterstiitzung von Initiativen,
Programmen und Projekten, Unterstiitzung der fir die Entwicklung zustandigen
Organe, der regionalen Sekretariate sowie anderer regionaler Akteure, Unterstiitzung
fur die Teilnahme an INTERREG.

Art. 2

Artikel 2 des Ubereinkommens sieht vor, dass die Regierungen im Rahmen einer
koordinierten Wirtschafts- und Sozialpolitik die Massnahmen zu beschliessen und
stdndig zu Uberprufen haben, die zur Erreichung der beschéftigungspolitischen Ziele
zu treffen sind und dass sie jene Schritte unternehmen sollen, die fiir die Durchfiih-
rung dieser Massnahmen, allenfalls einschliesslich der Definition von Programmen,
erforderlich sind.

Verfahren zur Uberpriifung und zur Beurteilung der beschaftigungspolitischen
Resultate sind iberaus wichtig, um den Regierungen und den Sozialpartnern bei der
Feststellung, ob die vorgeschlagenen Massnahmen umgesetzt und die erhofften
Ergebnisse erzielt wurden, behilflich zu sein.

In der Schweiz verfiigen wir (ber mehrere Mechanismen zur Uberwachung der
Fortschritte in Richtung volle, produktive und frei gewahlte Beschéftigung sowie zur
Gewdhrleistung der Koordinierung der wichtigsten Politikbereiche. Wie bereits
weiter oben festgestellt, basiert unsere Beschéftigungspolitik auf verlasslichen
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statistischen Daten, auf analytischen Untersuchungen des Volumens sowie der
aktuellen und zukinftigen Verteilung der aktiven Bevdlkerung, der Beschaftigung,
der Arbeitslosigkeit und der Unterbeschéftigung; ausserdem wird sie mit den Sozi-
alpartnern, den interessierten Kreisen sowie den Kantonen, welche die Durchsetzung
verschiedener Bundesgesetze sicherstellen, gemeinsam verfolgt. Der VSAA ist der
schweizerische Dachverband der éffentlichen Arbeitsdmter. Zu seinen Mitgliedern
gehoren das Staatssekretariat fir Wirtschaft (SECO), alle 26 kantonalen Arbeitsam-
ter sowie rund 35 stédtische und kommunale Arbeitsamter.

Das SECO erarbeitet in seiner Eigenschaft als nationale Arbeitsmarktbehdrde
zusammen mit dem VSAA die notwendigen Grundlagen zur effizienten und wirk-
samen Umsetzung des Bundesrechts durch die Kantone. Der VSAA unterstitzt die
Kantone bei der Erfillung ihrer Aufgabe und tragt dazu bei, die nationale Arbeits-
marktpolitik als Bestandteil der Schweizer Wirtschaftspolitik zu gestalten und zu
entwickeln. Der VSAA versucht sein Ziel zu erreichen, indem er insbesondere das
Fachwissen und die Erfahrung seiner Mitglieder frihzeitig und umfassend bei der
Gestaltung und Umsetzung der schweizerischen Beschaftigungs- und Arbeitsmarkt-
politik berticksichtigt und bei der Entwicklung von Verfahren mitwirkt, mit welchen
im gesetzlichen Vollzug eine hohe Wirkung erzielt werden kann. Der VSAA stellt
seinen Mitgliedern die fiir den Vollzug der Beschéftigungspolitik erforderlichen
Instrumente, Arbeitshilfen und Informationen zur Verfugung und unterstitzt sie mit
Grundlagen, Informationen und Erfahrungsaustausch bei der Erfillung ihrer Aufga-
ben. Er stellt ein auf die Bedirfnisse der Arbeitsdmter ausgerichtetes Aus- und
Weiterbildungsangebot zur Forderung der fachlichen und personlichen Kompeten-
zen der Personen, die arbeits- und beschéftigungspolitische Massnahmen vollziehen,
bereit. Und schliesslich fordert der VSAA die Zusammenarbeit und Koordination
zwischen den Kantonen sowie mit anderen Institutionen und Organisationen, die
verwandte Ziele verfolgen (Berufsberatung, Sozialdienste, 1V-Stellen).

Der VSAA befasst sich ebenfalls mit Fragen des Arbeitsmarkts und des Arbeits-
rechts und nimmt zu diesen Fragen Offentlich Stellung. So unterstitzt er aktuell
seine Mitglieder bei der Umsetzung der Mdglichkeiten und Chancen, die sich aus
den nun auch Schweizerinnen und Schweizern offen stehenden EU-EFTA-
Arbeitsmérkten ergeben, bei der Durchfiihrung der flankierenden Massnahmen zum
bilateralen Abkommen (ber die Personenfreizlgigkeit, bei der Bekdmpfung der
Schwarzarbeit, bei Fragen der Zulassung und Integration ausléndischer Erwerbstéti-
ger sowie bei der interinstitutionellen Zusammenarbeit bei der Ausiibung von be-
schéftigungs- und arbeitspolitischen Aufgaben.

Es ist notwendig, sowohl die statistischen Daten als auch die Tendenzen, die als
Entscheidungsgrundlagen fur beschéftigungspolitische Massnahmen dienen, zu
erheben und zu analysieren, um die erreichten Fortschritte bei der Implementierung
von Informationssystemen Uber den Arbeitsmarkt zu messen. In der Tat kdnnen
selbst am besten konzipierte Politiken unerwartete Auswirkungen haben, aufgrund
sich &ndernder Umstdnde obsolet werden, oder sie mussen gedndert werden, um
bessere Resultate zu erzielen.

Art. 3

Artikel 3 des Ubereinkommens sieht vor, dass Vertreter der Kreise, die von den
beabsichtigten Massnahmen betroffen sind und insbesondere Vertreter der Arbeitge-
ber und der Arbeitnehmer in Bezug auf die Besché&ftigungspolitik anzuhéren sind,
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damit ihre Erfahrung und Meinung volle Beriicksichtigung finden und damit ihre
volle Mitarbeit bei der Ausarbeitung dieser Politik und somit die Unterstlitzung
dieser Politik gesichert werden.

Beratungen zur Formulierung der Beschaftigungspolitiken

Laut dem Ubereinkommen beschranken sich die Beratungen nicht nur auf die
Beschéftigungspolitiken, sondern beziehen sich auf alle wirtschaftspolitischen
Elemente, die sich auf die Beschaftigung auswirken kénnen. Aus diesem Grund ist
es wichtig, die Sozialpartner nicht nur bei Fragen beziglich des Arbeitsmarkts und
der Programme zur Starkung der Kompetenzen, sondern auch im Zusammenhang
mit der Umsetzung allgemeiner Wirtschaftspolitiken, welche die Beschéftigungs-
forderung beeinflussen kdnnen, anzuhéren.

Wie bereits unter Abschnitt 2.2 dargelegt, decken die in unserem Land implemen-
tierten Mechanismen alle Bereiche des Ubereinkommens Nr. 122 ab.

Gegenstand und Art der Beratungen

Artikel 3 fordert die Regierungen dazu auf, alle Vertreter der Personen, die von den
Massnahmen betroffen sind, anzuhéren, damit deren Erfahrung und Meinung volle
Beriicksichtigung bei der Ausarbeitung der Beschéftigungspolitik finden. So sollten
die Beratungen ebenfalls als Mechanismus eingesetzt werden, damit dieser Perso-
nenkreis, wenn moglich auf einvernehmlicher Basis, der Umsetzung dieser Politik
zustimmt.

Akteure, die an den Beratungen teilnehmen

Artikel 3 geht von einer grossen Beteiligung an den Beratungen, die allen Sozial-
partnern sowie allen Vertretern der betroffenen Kreise offen stehen, aus. In den vom
Ubereinkommen vorgesehenen Beratungen kann die Meinung anderer Teile der
wirtschaftlich aktiven Bevdlkerung beriicksichtigt werden.

Die verschiedenen weiter oben beschriebenen Beratungsmechanismen erfiillen die
Anforderungen dieser Bestimmung.

Beratungsinstanzen

Laut dem Ubereinkommen konnen die dreigliedrigen Beratungen iiber Fragen, die
sich im Zusammenhang mit der Beschéftigung ergeben, auf verschiedene Arten
erfolgen: zum Beispiel im Rahmen eines Rates bzw. eines stdndigen Beratungs-
gremiums, regelmassiger Konferenzen oder Tagungen sowie Ad-hoc-Gremien. Es
wurde zwar bereits erwahnt, wir méchten aber nochmals darauf zuriickkommen,
dass in der Schweiz Diskussionen tber besché&ftigungs-, wirtschafts- und finanzpoli-
tische Fragen auf verschiedenen Ebenen stattfinden: in den parlamentarischen
Kommissionen oder im Rahmen der Von-Wattenwyl-Gesprache, an denen die
Regierungsparteien teilnehmen, um die Grundzige der Wirtschaftspolitik unseres
Landes festzulegen. Zu den Mitgliedern des Bankrates der Schweizerischen Natio-
nalbank zéhlen die Vertreter der Sozialpartner. Die Bedeutung des sozialen Dialogs
in unserem Land zeigt sich ebenfalls in der dreigliedrigen Zusammensetzung der
Organe in den Bereichen der Wirtschaftspolitik, der Beschéftigungspolitik (tripartite
Kommissionen im Rahmen der flankierenden Massnahmen zum freien Personenver-
kehr), der Arbeitsmarktpolitik (ALV-Aufsichtskommission) sowie der Migration,
der Gleichstellung oder paritatischen Umsetzung der Gesamtarbeitsvertrage.
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Unterstutzung bei der Umsetzung der Beschéftigungspolitiken

Neben den Beratungen zur Ausarbeitung der Beschéftigungspolitiken fordert das
Ubereinkommen auch sicherzustellen, dass man die Unterstiitzung der Vertreter der
Kreise, die von der Umsetzung der im Rahmen der gemeinsamen Verantwortung der
Regierungen sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbénde ausgearbeiteten
Politiken betroffen sind, erhalt. Alle Instanzen und Mechanismen, (ber die unser
Land verfiigt, wurden bereits weiter oben erlautert.

Die Artikel 4-11 des Ubereinkommens enthalten die tiblichen Schlussbestimmungen
und benétigen keine besondere Erérterung.

2.2 Schlussfolgerungen

Wie die vorangegangenen Ausfiihrungen zeigen, gehért das Ubereinkommen
Nr. 122 zu den wichtigsten Instrumenten zur Férderung guter Regierungsfilhrung.

Gemidss unserer Ratifikationspraxis werden die Ubereinkommen der 1AO von der
Schweiz ratifiziert, wenn unser positives Recht die Anforderungen dieser Uberein-
kommen erfiillt. Auf Grund des Ubereinkommens Nr. 122 kann eine aktive Beschaf-
tigungspolitik umgesetzt werden. Die Forderung von voller, produktiver und frei
gewdhlter Beschéftigung ist ein fester Bestandteil sowohl unserer Wirtschafts- und
Sozialpolitiken als auch unserer innovativen Bildungs- und Ausbildungspolitiken,
die sich an alle Stellensuchenden richten, um sie darauf vorzubereiten, neue Be-
schéftigungsmdglichkeiten in die Suche mit einzubeziehen. Wir haben wirkungsvol-
le Mechanismen implementiert und die Anhdrung der Kantone, Sozialpartner sowie
spezieller Gruppen sichergestellt und verfiigen ausserdem (iber zuverldssige Statisti-
ken betreffend Wirtschaftspolitik, aktive Bevdlkerung, Beschéftigung und Produk-
tivitat. Die Ratifikation des Ubereinkommens Nr. 122 bedingt keine Anderungen der
bestehenden Rechtsvorschriften. Sie hat insbesondere keine Auswirkungen auf die
oOffentlichen Finanzen, die Rahmenbedingungen, die Wettbewerbsféhigkeit sowie
auf die Wirtschaft im Allgemeinen. Die beschaftigungs- und wirtschaftspolitischen
Ziele sowie die Wege und die Mittel, um sie zu erreichen, bleiben unveréndert.

Diesbeziiglich kann darauf hingewiesen werden, dass die schweizerischen Sozial-
partner ebenfalls anerkannt haben, dass die schweizerischen Rechtsvorschriften und
die schweizerische Praxis die Anforderungen des Ubereinkommen Nr. 122 voll und
ganz erfilllen und dass die Ratifikation des Ubereinkommen Nr. 122 durch die
Schweiz keine Anderungen der schweizerischen Rechtsvorschriften und der schwei-
zerischen Praxis nach sich zieht.

Die Schweizer Beschaftigungspolitik funktioniert gut und hat sich bewéhrt. Die
Schweiz wird der IAO in regelméssigen Abstanden lber die Umsetzung des Uber-
einkommens berichten miissen und wird auf ihre positive Erfahrung mit der
Beschéftigungspolitik verweisen kdnnen. Von dieser Erfahrung kénnen sowohl die
IAO als auch andere Mitgliedstaaten profitieren, die Anlass zur Hoffnung auf
zusétzliche Fortschritte in Bezug auf Wirksamkeit und Effizienz der Beschafti-
gungspolitik geben.

Mit der Annahme der Erkl&rung tber soziale Gerechtigkeit im Jahr 2008 und der
Verabschiedung des Globalen Paktes fiir die Beschaftigung im Jahr 2009 fordert die
IAO die Mitgliedstaaten zur Ratifikation des Ubereinkommens Nr. 122 auf. Mit
dieser Ratifikation driickt die Schweiz ihre internationale Solidaritat aus, da unser

21



Land von der globalen wirtschaftlichen Integration profitieren und gleichzeitig die
potenziellen Nachteile im Sozialbereich abfedern konnte (siehe unseren Bericht (iber
die Aussenwirtschaftspolitik der Schweiz 2009, Einleitungskapitel, Ziffer 1.5 BBI
2010 479). Ausserdem wird die Schweiz somit an drei der vier vorrangigen Uber-
einkommen beteiligt sein. Unser Land nimmt an der Seite von Deutschland, Oster-
reich, Norwegen und Korea an einem gemeinsamen Programm der IAO und der
Weltbank teil, dessen Ziel die Férderung von Forschung, Ausbildung und Aktivité-
ten vor Ort im Bereich der Beschéftigungspolitik ist. Einerseits wird die Ratifikation
des Ubereinkommens Nr. 122 zu einer allgemeinen Stirkung der Position der
Schweiz sowohl gegentber der IAO als auch innerhalb der Gruppe dieser Geber-
lander beitragen, die alle dieses Ubereinkommen ratifiziert haben, und andererseits
werden die IAO sowie deren Mitglieder von den positiven wirtschaftspolitischen
und arbeitsmarktlichen Erfahrungen der Schweiz profitieren kénnen.

Gestutzt auf die vorangehenden Ausfuihrungen schlagen wir Thnen vor, die Ratifika-
tion des Ubereinkommens Nr. 122 der IAO zu genehmigen.

3 Auswirkungen auf finanzieller und auf
personeller Ebene

Die Ratifikation des Ubereinkommens Nr. 122 wird keine finanziellen oder perso-
nellen Auswirkungen haben.

4 Verhaltnis zur Legislaturplanung

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 25. Januar 2012 {iber die Legislaturplanung
2011-20152 nicht angekiindigt. Allerdings ist der Bundesrat der Ansicht, dass sich
die Schweiz im Sinne der Erklarung der 1AO (iber soziale Gerechtigkeit aus dem
Jahr 2008 auf internationaler Ebene kohérenter und solidarischer an der Beschafti-
gungsfront einsetzen muss. Die Schweiz hat von der globalen wirtschaftlichen
Integration profitieren und gleichzeitig die potenziellen Nachteile im Sozialbereich
abfedern kénnen. Durch das Setzen auf Konsens, Solidaritat und Kohérenz befindet
sich die Schweiz nun in einer privilegierten Lage und tragt bei den internationalen
Bemiihungen zur Forderung der Ziele der Kohérenz und der sozialen Nachhaltigkeit
eine besondere Verantwortung (vgl. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik der
Schweiz 2009, BBI 2010 479).

5 Verfassungsmassigkeit

Die Genehmigung von internationalen Vertrdgen féllt in die Kompetenz der Bun-
desversammlung und ist in Artikel 166 Absatz 2 BV geregelt. Eine Ausnahme
bilden jene Vertrdge, flr deren Abschluss der Bundesrat laut Gesetz oder eines
internationalen Vertrags zustandig ist (Art. 7a Abs. 1 des Bundesgesetzes vom
21. Mérz 1997 dber die Regierungs- und Verwaltungsorganisation, RVOG;

2BBI 2012 481
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SR 172.010) oder wenn es sich um einen Vertrag von beschrénkter Tragweite han-
delt (Art. 7a Abs. 2 RVOG).

Das Ubereinkommen Nr. 122 soll zur Koordination der verschiedenen Wirtschafts-
und Sozialpolitiken dienen, um das Ziel der Vollbeschaftigung zu erreichen. Der
Bundesrat verfligt Uber keine rechtliche Grundlage, weder in der internen noch in
der internationalen Gesetzgebung, die ihm eine allgemeine Kompetenz im Hinblick
auf Sozial- und Wirtschaftspolitiken erteilt, die es ihm erlaubt, ein Abkommen
dieser Art zu genehmigen. Aufgrund seines Inhalts fillt das Ubereinkommen
Nr. 122 auch nicht in den Rahmen der Vertrdge von beschrankter Tragweite im
Sinne von Artikel 7a Absatz 2 RVOG.

Somit ist die Genehmigung dieses Ubereinkommens Sache der Bundesversamm-
lung.

Gemass Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffern 1-3 BV unterstehen internationale
Vertrage dem fakultativen Referendum, wenn sie auf unbestimmte Dauer abge-
schlossen wurden und nicht kiindbar sind, wenn sie den Beitritt zu einer internatio-
nalen Organisation vorsehen oder wenn sie wichtige rechtsetzende Bestimmungen
enthalten oder wenn deren Umsetzung die Annahme von Bundesgesetzen erfordert.

Das Ubereinkommen Nr. 122 kann wie alle anderen Ubereinkommen der 1AO
friihestens zehn Jahre nach dem erstmaligen Inkrafttreten gekindigt werden (Art. 6).
Es sieht nicht den Beitritt zu einer internationalen Organisation vor. Zwar ist beim
derzeitigen Stand des Rechts fur seine Umsetzung nicht die Annahme neuer Best-
immungen oder die Anpassung von in Bundesgesetzen vorhandenen Bestimmungen
erforderlich, doch es enthalt wichtige rechtsetzende Bestimmungen im Sinne von
Artikel 164 Absatz 1 BV. In der Tat hat die Annahme der Massnahmen und
Programme (Art. 2) durch den Bund und die Kantone zur Verwirklichung dieser
aktiven, auf Vollbeschéftigung ausgerichteten Politik (z. B. mittels der Ublichen
Instrumente zur Bek&mpfung der Arbeitslosigkeit oder durch Beschéftigungspro-
gramme) bereits jetzt von ihnen zumindest die Gewahrung von Leistungen (Art. 164
Abs. 1 Bst. e BV) und die Schaffung einer Organisation fur ihre Durchfliihrung auf
Bundesebene (Art. 164 Abs. 1 Bst. g BV) wie auch auf der Ebene der Kantone
erfordert (Art. 164 Abs. 1 Bst. f BV). Dies hat in der Folge die Annahme wichtiger
rechtsetzender Bestimmungen erforderlich gemacht, die in Form von Bundesgeset-
zen erlassen wurden.

Aus diesem Grund untersteht der Bundesbeschluss Uber die Genehmigung des
Ubereinkommens Nr. 122 gemass Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV
dem Referendum.
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Berichte

1 Die Empfehlung Nr. 200

Die Empfehlung Nr. 200 betreffend HIV und AIDS und die Welt der Arbeit (vgl.
Anhang 2) wurde von der Internationalen Arbeitskonferenz mit Schweizer Unter-
stlitzung am 17. Juni 2010 angenommen. Die Empfehlung ist ein nicht bindendes
Instrument, das nicht ratifiziert werden muss, sondern als Orientierungshilfe fiir
politisches Handeln gedacht ist.

Diese Empfehlung setzt einen wichtigen Meilenstein in den Bemiihungen der 1AO,
da es sich hier um die erste Arbeitsnorm handelt, die dazu aufruft, die Arbeitswelt in
jeder Hinsicht in die internationale Antwort auf die HIV-Pandemie mit einzubezie-
hen. Sie leistet einen Beitrag zum Schutz der Menschenrechte, der Grundfreiheiten
sowie der Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der Welt. Sie stérkt den Bei-
trag der dreigliedrigen Mitglieder der 1AO zur Verhinderung der HIV-Ubertragung
sowie zur Milderung ihrer Auswirkungen auf die Gesellschaft und die Volkswirt-
schaft. Die Empfehlung fordert Initiativen wie z. B. die Ausarbeitung und die wirk-
same Umsetzung von nationalen HIV/AIDS-Politiken und Programmen am Arbeits-
platz, welche die innerstaatlichen Plane und Strategien betreffend AIDS
beeinflussen und in andere nationale und sektorielle Strategie eingebunden werden
kénnen.

Das verfassungsrechtliche Prinzip der Nichtdiskriminierung sowie Recht und Praxis
in der Schweiz in Bezug auf Diskriminierung sowie die Bestimmungen im schwei-
zerischen Privatrecht zum Schutz der Personlichkeit im Allgemeinen — praziser
ausgedriickt die Bestimmungen des Arbeitsvertragsrechts zum Schutz der Person-
lichkeit der Arbeitnehmenden — entsprechen weitgehend den Zielen der Empfeh-
lung. Das positive Recht setzt der Vertragsfreiheit ausreichende Grenzen und sieht
ausserdem ausreichende Sanktionen fir diskriminierendes Verhalten bereits wah-
rend des Rekrutierungsverfahrens vor. Das Gleiche gilt flr die auf nationaler Ebene
ergriffenen Massnahmen zur VVorbeugung und zur Behandlung sowie fiir den Einsatz
der Sozialpartner, um Personen, die vom AIDS-Virus betroffen sind, den Verbleib
und die Eingliederung im Arbeitsmarkt zu gewdéhrleisten. Im Ubrigen setzt sich der
Bund im Rahmen des neuen Nationalen Programms HIV und andere sexuell iber-
tragbare Infektionen (NPHS) 2011-2017, das vom Bundesrat am 1. Dezember 2010
verabschiedet wurde und am 1. Januar 2011 in Kraft getreten ist, klar ein gegen die
Diskriminierung und die Stigmatisierung HIV- und/oder STI-betroffener und vul-
nerabler Menschen und zwar in allen Bereichen, in denen es zu Diskriminierungen
und Stigmatisierungen kommen koénnte (Ziff. 14.1). Deshalb erfordert die Umset-
zung der Empfehlung Nr. 200 durch die Schweiz keine spezifischen Massnahmen,
und der Text der Empfehlung wird Ihnen zur Kenntnisnahme unterbreitet.
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2 Grundziige der Erklarung der 1AO Uber soziale
Gerechtigkeit fur eine faire Globalisierung, 2008

2.1 Entstehung

Die Erklarung der IAQ (ber soziale Gerechtigkeit fr eine faire Globalisierung (vgl.
Anhang 3) wurde am 10. Juni 2008 von der Konferenz einstimmig angenommen. Es
handelt sich um die dritte grosse Darlegung der Prinzipien und Politiken, die seit
Griindung der 1AO 1919 von der Internationalen Arbeitskonferenz verabschiedet
wurde. Sie orientiert sich an der Erklarung von Philadelphia aus dem Jahr 1944 und
der Erklarung der 1AO Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit aus
dem Jahr 1998. Die Erklarung von 2008 bringt die heutige Vorstellung vom Auftrag
der IAO in einem Zeitalter der Globalisierung zum Ausdruck. Es handelt sich hier-
bei um eine bedeutende Erklérung, die die Werte der Organisation noch einmal mit
Nachdruck bekraftigt. Sie ist das Ergebnis der dreigliedrigen Beratungen, die im
Anschluss an den Bericht 2004 der Weltkommission fur die soziale Dimension der
Globalisierung begonnen haben. Mit der Verabschiedung dieses Textes unterstrei-
chen die Vertreter der Regierungen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen
in 183 Mitgliedstaaten die entscheidende Rolle, die der IAO aufgrund ihrer Bemii-
hungen zukommt, Fortschritt und soziale Gerechtigkeit in Zeiten der Globalisierung
zu fordern. Die Verantwortlichen verpflichten sich, die Fahigkeit der IAO zu stér-
ken, die Verwirklichung dieser Ziele tber die Agenda fiir menschenwiirdige Arbeit
voranzutreiben. Die Erkl&rung institutionalisiert das seit 1999 von der IAO erarbei-
tete Konzept der menschenwiirdigen Arbeit, indem sie dieses Konzept in den Mit-
telpunkt der IAO-Politik stellt, um die Verfassungsziele zu verwirklichen.

Sie wird durch eine Resolution erganzt, die die wirksame Umsetzung der Erklarung
bezweckt.

Der Bundesrat hat von Anfang an den Grundsatz dieser Erkl&rung beftirwortet und
in seinen Anweisungen an die Schweizer Vertretung bei der IAK 2008 darauf hin-
gewiesen, dass die Schweiz die Verabschiedung einer feierlichen politischen Erkl&-
rung und die kohérente Férderung der Verfassungsziele (Schaffung von Arbeitsplat-
zen; grundlegende Rechte bei der Arbeit; sozialer Schutz; sozialer Dialog)
unterstitzt. Ausserdem hat er die Annahme eines Resolutionsentwurfs befurwortet,
der iiber die Erstellung eines Arbeitsprogramms und durch die Aufteilung der Uber-
wachungsaufgaben zwischen dem Internationalen Arbeitsamt, dem Verwaltungsrat
und der 1AK eine konkrete Umsetzung der eidesstattlichen Erklarung gewéhrleistet.

Diese Verpflichtung bestérkte den Bundesrat, sich bereits 2009 und 2010 in seinen
Berichten zur Aussenwirtschaftspolitik der Schweiz (BBI 2010 479, einleitendes
Kapitel, Ziff. 1.4.1 und BBI 2011 1013, Ziff. 2.5) auf die Erkl&rung 2008 zu berufen.

2.2 Bedeutung der Erklarung

Mit der Annahme der Erklérung werden drei Ziele verfolgt, die fiir den Bundesrat
und die Politik der Schweiz von Bedeutung sind.

Als Erstes soll mit der Erkldrung die Rolle der IAO gestérkt werden, die sich
geschichtlich auf drei zentrale Aspekte stitzt:
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— eine dreigliedrige Struktur, namlich die gleichberechtigte Mitwirkung von
Regierungs-, Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern am Entscheidungs-
prozess der beiden politischen Beschlussorgane der IAO: der Internationalen
Arbeitskonferenz und dem Verwaltungsrat;

— das Hinzuziehen unabhéngiger Sachverstandigengremien, die die Arbeit der
politischen Entscheidungstrager in Bezug auf die Kontrolle der ratifizierten
Ubereinkommen unparteiisch und objektiv begleiten;

- die Entwicklung von Aufsichtsverfahren in Bezug auf die Koalitionsfreiheit,
die unabhéngig von einer Ratifizierung der Ubereinkommen zur Anwendung
kommen.

Zweitens zielt die Erklarung darauf ab, die Rolle der IAO aufrechtzuerhalten, ob-
gleich die Organisation und ihre traditionellen Regulierungsweisen mit dem Ende
des Kalten Krieges und dem Aufkommen einer liberalen und globalisierten Wirt-
schaft in Frage gestellt wurden. Die Erklarung ist damit der Abschluss der Bemi-
hungen der letzten zwei Jahrzehnte, diesen neuen Rahmenbedingungen gerecht zu
werden. Fur die Verfechter der Deregulierung ist eine Aufrechterhaltung der Nor-
mung durch die IAO in Form von internationalen Arbeitsvereinbarungen und -
empfehlungen uberfliissig geworden und in Bezug auf wirtschaftliche und soziale
Effizienz kontraproduktiv, unter anderem, weil die Umsetzung dieser Normen auf
auslandische Anleger eine abschreckende Wirkung haben kann, wahrend doch eben
diese Investitionen im Rahmen des freien Waren- und Kapitalverkehrs am meisten
auf Wohlstand fiir alle hoffen lassen. Verfechter einer starkeren Regulierung erach-
teten die Form der freiwilligen Regulierung, wie sie die Instrumente der I1AO ver-
kdrperten, als ineffizient, weil es nicht gelang, glaubwiirdige soziale Regeln zu
erstellen, die die Globalisierung der Mérkte begleiten konnten. Aus ihrer Sicht war
es notig, dieses freiwillige Modell aufzugeben und die Ldsung in einem ver-
pflichtenden Modell zu suchen, dhnlich dem der WTO. Angesichts dieses Risikos
hat die IAO Massnahmen ergriffen. Uber eine integrierte Neuformulierung der Ziele
modernisiert die Erklarung die Rolle, die Arbeit und die Botschaft der IAO und
reformiert ihre Regulierungsmechanismen, um ihrer Umsetzung Glaubwirdigkeit zu
verleihen.

Die Erkldrung zielt in erster Linie darauf ab, die Arbeit der IAO neu zu formulieren
und sie auf vier strategische Ziele auszurichten, die eine menschenwirdige Arbeit
kennzeichnen und von der gesamten internationalen Gemeinschaft angenommen und
anerkannt werden: Forderung von Beschaftigung, sozialer Schutz, sozialer Dialog
und grundlegende Rechte bei der Arbeit. Soll die Arbeit der IAO wirksam sein, darf
sie also nicht korrigieren, sondern muss sie proaktiv auf die Férderung einer inte-
grierten Politik in Ubereinstimmung mit jener Logik ausgerichtet sein, die den
Begriff der menschenwiirdigen Arbeit begriindet.

Drittens bringen die IAO-Mitglieder in der Erklarung den Kklaren politischen Wunsch
zum Awusdruck, die institutionellen Praktiken der Organisation zu reformieren und
neue Formen der Regulierung zu fordern, die fiir eine liberale und globalisierte
Wirtschaft besser geeignet sind.
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2.3 Inhalt, Umsetzung und Uberwachung der Erklarung

Durch die Annahme der Erklérung haben die IAO-Mitglieder der IAO mehrere
operative Aufgaben zugewiesen.

So muss die IAO als Erstes ihren Auftrag erflillen, indem sie die Umsetzung ihrer
strategischen Ziele (Férderung von Beschéftigung, sozialer Schutz, sozialer Dialog
und grundlegende Rechte bei der Arbeit) allgemeingultig, integriert und effizient
vorantreibt und dies im Einklang mit der weltweiten Ausweitung und Liberalisie-
rung der Mérkte und der Profilierung neuer Teilnehmer.

Des Weiteren muss sie ihre Handlungsmdglichkeiten, vor allem die internationalen
sozialen Normen und die technische Zusammenarbeit, iberpriifen und optimieren.

Als Drittes muss die IAO aus den ersten beiden Aufgaben Lehren ziehen:

—  Sie muss ihre interne Fihrung verbessern und sie durch die Schaffung von
Aktionssynergien und die Festlegung klarer, Uberprifbarer und messbarer
budgetérer und operativer Prioritaten optimal gestalten.

—  Sie muss ihre Funktionsweisen Uberprifen, um die Arbeiten der IAK und
des Verwaltungsrats, deren Funktionsweisen im Lauf der Zeit schwerfallig
geworden sind und an Effizienz verloren haben, zu optimieren.

Mit der Verabschiedung dieser Erklarung haben sich die Mitglieder der IAO ausser-
dem dazu verpflichtet, in jedem Land eine integrierte Politik fur menschenwiirdige
Arbeit gemé&ss den nationalen Voraussetzungen zu verwirklichen. Wir kommen in
einem spateren Abschnitt unseres Berichts erneut darauf zu sprechen.

Die weltweite Foérderung der strategischen Ziele der 1AO bringt keine Einheitslo-
sungen fir alle Lander mit sich. Da die Globalisierung ein dynamisches und
manchmal nicht voraussehbares Ph&nomen ist, wird eine dynamische allgemeine
Verbreitung des Fortschritts angestrebt, die den nationalen Abwdagungen der ein-
zelnen L&nder zwischen den Interessen ihrer Wirtschafts- und Handelspolitik einer-
seits und ihrer Aussen- und Sozialpolitik andererseits Rechnung tragt. Um diesem
universellen und dynamischen Ansatz Glaubwirdigkeit zu verleihen, muissen alle
vier strategischen Ziele fir menschenwirdige Arbeit aufrechterhalten werden und
kontrollierbar sein. Deshalb unterzieht das Verfahren fir die Umsetzung der Erkla-
rung jedes einzelne Ziel einer regelmassigen Uberpriifung. Diese regelméssige
Kontrolle ist bei der IAK Gegenstand einer vertieften Debatte zwischen den drei
Partnern; sie hilft, die Wirkung der in der Vergangenheit durchgefiihrten Massnah-
men zu beurteilen und fiir die Zukunft Haushalts- und Handlungsprioritaten zu
setzen, wobei alle Mittel der IAO, einschliesslich der Anpassung existierender
Normen, dem Bedarf an neuen Vorschriften, der technischen Zusammenarbeit und
der Forschung im Hinblick auf deren Umsetzung mobilisiert werden. Die Funktion
der leitenden IAO-Organe wird dabei verstarkt.

Die Erklarung betont auch die wechselseitige Abhangigkeit der Ziele in Bezug auf
menschenwiirdige Arbeit im Zeitalter der Globalisierung und die Notwendigkeit
einer integrierten Politik fiir menschenwirdige Arbeit. Die Asymmetrie zwischen
freiem Kapitalverkehr und schwacher grenziiberschreitender Mobilitat der Arbeit-
nehmer mochte den Eindruck vermitteln, es handle sich oft um eine negative wech-
selseitige Abhéngigkeit, die vor allem die Ziele der Arbeitsplatzforderung denen des
sozialen Schutzes gegeniberstelle. In diesem Zusammenhang muss die 1AK ihre
Glaubwiirdigkeit starken, indem sie ihre Mitglieder auffordert und ihnen hilft, alle
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Ziele in Bezug auf menschenwdirdige Arbeit miteinander zu vereinbaren. Die Arbeit
der IAO und vor allem ihre Normen, die einer freiwilligen Ratifizierung durch die
Mitgliedstaaten unterliegen, sind jedoch kaum relevant. Diese Situation erwies sich
als umso problematischer als andere internationale Organisationen ohne Zdgern das
Feld belegten, meist um die Ziele der wirtschaftlichen Entwicklung auf Kosten
sozialer Belange zu fordern.

Um dem integrierten Ansatz Glaubwiirdigkeit zu verleihen, wird die Umsetzung der
Erkldrung von einem Verfahren begleitet, das auf zwei Ebenen Antworten bietet:

— die Erweiterung der Erkenntnisse und Erfahrungswerte der IAO: Die IAO
kann empirische Tatsachen durch konkrete nationale Erfahrungsstudien bes-
ser einschétzen; diese durften helfen, Losungen aufzuspuren, sodass unter
Beriicksichtigung der vielfaltigen Situationen ein realistisches Gleichge-
wicht zwischen den Zielen gefunden werden kann und sich andere L&nder
davon frei inspirieren lassen kdnnen.

— die Verwirklichung nationaler Strategien fiir eine menschenwdirdige Arbeit:
Mit der Erkl&rung haben die Mitglieder der IAO feierlich versichert, dass die
vier Ziele fiir eine menschenwiirdige Arbeit untrennbar miteinander verbun-
den und voneinander abhéngig sind, dass sie sich gegenseitig starken und
durch die Vernachléssigung eines einzelnen Ziels die Verwirklichung aller
anderen beeintrachtigt wird. Die Mitgliedstaaten werden daher aufgefordert,
dieser Aussage konkret Folge zu leisten, indem sie insbesondere eine von
der Regierung und den Sozialpartnern gestuitzte nationale oder regionale
Strategie in Betracht auf menschenwiirdige Arbeit entwickeln.

Die traditionellen Regulierungsmechanismen der 1AO (Vereinbarungen und Emp-
fehlungen) wurden ausschliesslich fiir die Staaten konzipiert. Andere zwischenstaat-
liche, Uberstaatliche oder nichtstaatliche Handlungstrager, die sich profiliert oder
behauptet haben, beeinflussen in grossem Mass die Fahigkeit und den Willen der
Staaten, die Ziele der IAO zu fordern.

Die Erklarung bemiiht sich, die indirekten Instrumente, mit denen die IAO auf diese
Handlungstrager Einfluss nehmen kann, zu optimieren, ohne den bestehenden ver-
fassungsrechtlichen Rahmen zu &ndern oder in die Aufgaben anderer internationaler
Einrichtungen einzugreifen. In Bezug auf die Regierungsorganisationen (vor allem
die finanz- oder handelswirtschaftlichen Organisationen) mdchte die Erklarung uber
die Mitglieder der IAO tétig werden, indem sie diese auffordert, darauf zu achten,
dass ihre im Rahmen der Erkldrung eingegangenen Verpflichtungen mit ihren Posi-
tionen in anderen politischen Organen Ubereinstimmt. Bei regionalen Handels- oder
Integrationsvertragen, die eine soziale Komponente umfassen, sieht die Erklarung
vor, dass die IAO auch Uber daran beteiligte Mitglieder rasche Hilfe leisten kann,
soweit die Verpflichtungen, die im Rahmen dieser Vertrdge eingegangen wurden mit
jenen, die die besagten Mitglieder der IAO gegeniiber einzuhalten haben, vereinbar
sind.
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2.4

Schlussfolgerungen

Aus folgenden Griinden kennzeichnet die Erklarung eine Umgestaltung der 1AO, die
auf einer einstimmigen dreigliedrigen Vision beruht:

1

Die Existenzberechtigung der 1AO wird gestarkt: Die ideologische Konfron-
tation gehort der Vergangenheit an; an ihre Stelle ist eine neue, natirliche
Konfrontation getreten, die sich aus divergenten und konkreten Interessen
der Sozialpartner ergibt und deren Globalisierung eine Regulierung und
Vers6hnung mehr denn je erforderlich macht. Die Erklarung bringt das
Bewusstsein zum Ausdruck, dass die IAO als Einzige die unersetzbare Rolle
einer weltweiten Regulierungsinstanz erfiilllen kann, indem sie Trendanaly-
sen und erwiinschte Lésungen in der Debatte zwischen den drei Partnern be-
stétigt, selbst wenn sie dafurr ihre Regulierungsmechanismen vielseitiger ge-
stalten muss.

Sichtweise und Erwartungen werden geteilt: Dank der anpassungsféahigen
Form einer Erklarung, werden die Werte, Prinzipien und der Auftrag der
IAO von allen drei Partnern allgemeinguiltig akzeptiert; sie werden bekraftigt
und ohne Einmischung in andere politische Organe in einer Welt aufrecht-
erhalten, die mit jener von 1919, als die Organisation entstanden ist, fast
nichts mehr gemein hat. Die Diversifizierung der Regulierungsweisen und
die Verwendung neuer internationaler Arbeitsnormen (Ubereinkommen und
Empfehlungen) sollten intensiviert werden, weil die normative Arbeit nach
Untersuchung der Liicken oder Bedirfnisse, die in den regelméassigen Kon-
trollen der einzelnen strategischen Ziele aufgedeckt wurden, auf sachgerech-
ter Basis angegangen wird.

Menschenwiirdige Arbeit beinhaltet eine Vorstellung, die durch nationale
Strategien zum Ausdruck kommen muss: In Ubereinstimmung mit der Erkla-
rung haben zahlreiche Staaten ihren politischen Willen gedussert, eine natio-
nale Strategie fiir menschenwirdige Arbeit zu entwickeln und entsprechende
Anstrengungen unternommen. Die Schweiz hat in Bezug auf menschen-
wiirdige Arbeit eine Strategie in der tripartiten eidgendssischen Kommission
fur Angelegenheiten der 1AO festgelegt.

Die Optimierung der IAA-Fihrung und der leitenden 1AO-Organe hat
begonnen: Der Verwaltungsrat wurde zwecks hdherer Wirksamkeit und
Effizienz umgestaltet, und die Arbeiten zur Reform der Konferenz kommen
gut voran.

Die ersten Erfahrungen zeigen, dass eine optimale Gestaltung der Arbeiten
und Mittel ebenso wie die Verbesserung der IAO-Fihrung noch viele Jahre
in Anspruch nehmen werden. Die Schweiz stitzt sich auf die vorgenannte
Strategie und verpflichtet sich zur Durchfiihrung der erforderlichen Refor-
men.
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Anhdérung der tripartiten Eidgendssischen Kommission fiir
Angelegenheiten der Internationalen Arbeitsorganisation (1AO)

Die vorliegenden Berichte und die vorliegende Botschaft sind der tripartiten eidge-
ndssischen Kommission fir Angelegenheiten der IAO, einer extraparlamentarischen
konsultativen Kommission, die sich aus Vertreterinnen und Vertretern der Bundes-
verwaltung und der schweizerischen Sozialpartner zusammensetzt, unterbreitet
worden. Die Kommission hat von den Berichten und der Botschaft Kenntnis ge-
nommen und sie genehmigt. Ausgehend von der Annahme, dass die schweizerischen
Rechtsvorschriften und die schweizerische Praxis die Anforderungen des Uberein-
kommens Nr. 122 voll und ganz erfiillen, ohne eine Anderung der Rechtsvorschrif-
ten zu erfordern, sind die Sozialpartner der Auffassung, dass die Ratifikation des
Ubereinkommens keinem fakultativen Referendum unterstehen muss.

30



	1 Grundzüge des Übereinkommens
	1.1 Übersicht und Entstehung des Übereinkommens 
	1.2 Ausgangslage

	2 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln des Übereinkommens
	2.1 Übersicht
	2.2 Schlussfolgerungen

	3 Auswirkungen auf finanzieller und aufpersoneller Ebene
	4 Verhältnis zur Legislaturplanung
	5 Verfassungsmässigkeit

